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Einladung zur Gemeindeversammlung 
 

Die Stimmberechtigten der Politischen Gemeinde Dänikon werden zur  

ordentlichen Gemeindeversammlung wie folgt eingeladen:  
 

Datum: Donnerstag, 21. Juni 2007, um 20:00 Uhr 

Ort: Anna Stüssi-Haus  

 
 

Die folgenden Geschäfte werden behandelt:  
 

 
 

Politische Gemeinde Seite 

1. Genehmigung des Einbürgerungsgesuches von   3 

2. Genehmigung der Jahresrechnung 2006 der Politischen Gemeinde Dänikon  5 

3. Genehmigung eines Bruttokredites für den Neubau des Werkhofes Hägler-
bach  

Variante A) Werkhof inkl. Zufahrt zum Werkhof über den Fallwiesenweg 
und den Häglerbach Total Bruttokredit CHF 2'648'000 

Variante B) Werkhof inkl. Zufahrt zum Werkhof über die Birchwiesstrasse  
Total Bruttokredit CHF 2'768'000 

 15 

4. Genehmigung der Teilrevision des Zonenplanes der Gemeinde Dänikon 
(Einzonung Teilstück Fallwiesenweg) 

 25 

5. Genehmigung eines Bruttokredites von CHF 149'515'000 (Anteil Gemeinde 
Dänikon CHF 2'512'000) für das Projekt Gesamtsanierung des Zweckver-
bandes Spital Limmattal 

 28 

6. Genehmigung eines Bruttokredites von CHF 582'000 (Anteil Gemeinde  
Dänikon CHF 14'785.50) für das Projekt Erweiterung des Mehrzweckraumes 
des Zweckverbandes Bezirksspital Dielsdorf 

 36 

7. Genehmigung eines Bruttokredites von CHF 5'360’000 (Anteil Gemeinde  
Dänikon CHF 136’169.20) für das Projekt Neubau Geriatrische Tages- und 
Nachtklinik und Pflegewohngruppen für Demenzkranke („Projekt Park“) im 
Kranken- und Pflegeheim Spital Dielsdorf des Zweckverbandes Bezirksspital 
Dielsdorf 

 39 

8. Anfragen gemäss § 51 des Gemeindegesetzes  
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Nach den Informationen des Gemeindepräsidenten können im Anschluss an den offiziellen 
Teil der Gemeindeversammlung Fragen durch die Stimmberechtigten gestellt werden. 

Akten und Anträge sowie die Stimmregister liegen während zwei Wochen vor der Gemein-
deversammlung während den Öffnungszeiten der Gemeindeverwaltung Dänikon zur Einsicht 
auf. Die gesetzlichen Bestimmungen bezüglich Anfrage-, Stimm- und Rekursrecht werden 
auf Seite 2 erläutert. 

Dänikon, 4. Juni 2007 Gemeinderat Dänikon 
 
 
 
 

Anfragerecht nach § 51 Gemeindegesetz 
Jedem Stimmberechtigten steht das Recht zu, über einen Gegenstand der Gemeindeverwaltung von 
allgemeinem Interesse eine Anfrage an die Gemeindevorsteherschaft zu richten.  

Die Anfragen sind spätestens zehn Arbeitstage vor der Gemeindeversammlung der Gemeinde-
vorsteherschaft schriftlich einzureichen. 

Die Gemeindevorsteherschaft beantwortet die Anfrage in der Gemeindeversammlung. Eine Beratung 
und Beschlussfassung über die Antwort findet nicht statt.  
 
 

Stimmberechtigung 
§ 40 Gemeindegesetz 
Die Gemeindeversammlung ist das oberste Organ der Gemeinde. Sie besteht aus der Gesamtheit der 
stimmberechtigten Schweizer Bürger. 
 

Politische Gemeinde Dänikon 
Nach Art. 1 der Gemeindeordnung der Politischen Gemeinde bildet Dänikon die Politische Gemeinde. 
 

Protokoll nach § 54 Gemeindegesetz 
Der Schreiber der Gemeindevorsteherschaft trägt die Ergebnisse der Verhandlungen, insbesondere 
die gefassten Beschlüsse und die Wahlen, genau und vollständig in das Gemeindeprotokoll ein. Der 
Präsident und die Stimmenzähler prüfen längstens innert sechs Tagen nach Vorlage das Protokoll auf 
seine Richtigkeit und bezeugen diese durch ihre Unterschrift. Nachher steht das Protokoll den Stimm-
berechtigten zur Einsicht offen. 
 
 

Rechtsmittel 
Gemäss § 151 a des Gemeindegesetzes, kann eine Person, die an der Gemeindeversammlung teil-
genommen hat, einen Stimmrechtsrekurs nur dann erheben, wenn sie die Verletzung schon in der 
Gemeindeversammlung gerügt hat.  
Gemäss § 54 des Gemeindegesetzes, ist das Begehren um Berichtigung des Protokolls in der Form 
des Rekurses innert 30 Tagen, vom Beginn der Auflage an gerechnet, beim Bezirksrat einzureichen. 
Gemäss § 151 des Gemeindegesetzes, können Beschlüsse der Gemeinde von den Gemeindebehör-
den, von Stimmberechtigten und von denjenigen Personen, die ein rechtliches Interesse daran haben, 
innert 30 Tagen, vom Beginn der Auflage an gerechnet, beim Bezirksrat, durch Beschwerde ange-
fochten werden. 
 
 

Einladung 
Diese Einladung zur Gemeindeversammlung mit Traktandenliste, Auszügen, Anträgen und Ab-
schieden, wird jeder Haushaltung zugestellt. Weitere Exemplare können bei der Gemeindeverwaltung 
bezogen werden. 
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2. Genehmigung der Jahresrechnung 2006 der Politischen  
Gemeinde Dänikon  

 
 
 
ANTRAG 
Die Gemeindeversammlung - gestützt auf den Antrag des Gemeinderates - in Anwendung 
von Artikel 16 Ziffern 15 der Gemeindeordnung beschliesst: 

1. Die Jahresrechnung 2006 der Politischen Gemeinde wird genehmigt. 

2. Die Laufende Rechnung schliesst bei CHF 10'078'671.90 Aufwand und 
CHF 10'165'588.08 Ertrag mit einem Ertragsüberschuss von CHF 86'916.18 ab. 

3. Die Investitionsrechnung zeigt beim Verwaltungsvermögen bei Ausgaben von 
CHF 806'277.30 und Einnahmen von CHF 69'612.85 eine Zunahme der Nettoinvestitio-
nen von CHF 736'664.45. 

4. Die Bilanz weist Aktiven und Passiven von je CHF 19'559'945.53 aus. Durch den Er-
tragsüberschuss der Laufenden Rechnung von CHF 86'916.18 bzw. den Bewertungs-
verlust der Liegenschaften des Finanzvermögens über CHF 2'729'813.10 reduziert sich 
das Eigenkapital insgesamt von CHF 14'705'895.48 auf CHF 12'062'998.56. 

5. Mitteilung an: 
- Rechnungsprüfungskommission Dänikon, Herrn R. Nigg, Lettenring 12,  

8114 Dänikon 
- Finanzvorstand Ueli Sauter 
- Finanzverwalter Martin Staubli 
- Akten 

 
 
 
ABSCHIED DER RECHNUNGSPRÜFUNGSKOMMISSION 
 
Die Rechnungsprüfungskommission Dänikon hat die Jahresrechnung 2006 mit den dazuge-
hörigen Belegen der Politischen Gemeinde Dänikon geprüft und für in Ordnung befunden. 
 
Die Laufende Rechnung schliesst bei CHF 10'078'671.90 Aufwand und CHF 10'165'588.08 
Ertrag mit einem Ertragsüberschuss von CHF 86'916.18 ab. 
 
Die Investitionsrechnung zeigt beim Verwaltungsvermögen Ausgaben von CHF 806'277.30 
und Einnahmen von CHF 69'612.85 eine Zunahme der Nettoinvestition von CHF 736'664.45 
auf. 
 
Die Bilanz weist Aktiven und Passiven von je CHF 19'559'945.53 aus. Der Ertragsüber-
schuss der Laufenden Rechnung von CHF 86'916.18 bzw. den Bewertungsverlust der Lie-
genschaften des Finanzvermögens über CHF 2'729'813.10 reduziert sich das Eigenkapital 
insgesamt von CHF 14'705’895.48 auf CHF 12'062'998.56. 
 
Die Rechnungsprüfungskommission beantragt der Gemeindeversammlung, die Jahresrech-
nung 2006 zu genehmigen. 
 
Dänikon, 4. Mai 2007 Rechnungsprüfungskommission Dänikon 
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WEISUNG 
 
Die Jahresrechnung 2006 der Politischen Gemeinde präsentiert sich wie folgt: 
 
a) Laufende Rechnung 

Total Aufwand  CHF 10'078'671.90 
Total Ertrag  CHF 10'165'588.08 
Ertragsüberschuss  CHF 86'916.18 

 
b) Investitionsrechnung 

Total Ausgaben  CHF 806'277.30 
Total Einnahmen  CHF 69'612.85 
Nettoinvestitionen  CHF 736'664.45 
 

c) Finanzierung I 

Nettoinvestitionen  CHF 736'664.45 
- Abschreibungen auf dem Verwaltungsvermögen CHF 242'264.45 
- Ertragsüberschuss der Laufenden Rechnung  CHF 86'916.18 
Finanzierungsfehlbetrag I  CHF 407'483.82 

 
 
 
Die Bilanz weist Aktiven und Passiven von je CHF 19'559'945.53 aus. Durch den Ertrags-
überschuss der Laufenden Rechnung von CHF 86'916.18 bzw. den Bewertungsverlust der 
Liegenschaften des Finanzvermögens über CHF 2'729'813.10 reduziert sich das Eigenkapi-
tal insgesamt von CHF14'705'895.48 auf CHF 12'062'998.56. 
 
Der Gemeinderat beantragt den Stimmberechtigten, der vorliegenden Jahresrechnung 2006 
der Politischen Gemeinde zuzustimmen. 
 
Weitere Details können den nachstehenden Auszügen, Tabellen und Begründungen zur Jah-
resrechnung 2006 der Politischen Gemeinde Dänikon entnommen werden. 
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J A H R E S R E C H N U N G   2 0 0 6  
 
 
E r l ä u t e r u n g e n 
 
Die Jahresrechnung schliesst mit einem Ertragsüberschuss von CHF 86'916.18 ab. Gegenüber dem 
Voranschlag 2006, welcher einen Ausgabenüberschuss von CHF 113’600.-- vorsah, resultiert im Ge-
samtresultat ein deutlich besseres Rechnungsergebnis. Ein markant höherer Steuerkraftaus-
gleichsbeitrag (resultierend aus den hohen passiven Steuerausscheidungen per Ende 2005) ist hierfür 
hauptverantwortlich. 
 
Nach Überführung des Ertragsüberschusses weist das Eigenkapital unter Berücksichtigung des Be-
wertungsverlustes aus der Neubewertung der Liegenschaften im Finanzvermögen eine Summe von 
CHF 12'062'998.56 aus. Die einzelnen und wesentlichsten Abweichungen der Jahresrechnung 2006 
gegenüber dem Voranschlag werden wie folgt begründet: 
 
 
Behörden und Verwaltung 
 
Legislative Die im Voranschlag 2006 zu tief eingestellten Prüfungskosten (Revi-

sion des Krankenkassenprämienbereiches) wurden um CHF 4'000.-- 
überschritten. 

 
Exekutive Bei den Anlässen, Empfänge und Ehrungen resultierten aus der 

Abrechnung des Dorffestes Mehrkosten über CHF 3'000.--. 
 
Gemeindeverwaltung Die Auszahlung von aufkummulierten Überstunden aus den Jahren 

2005 bis 2006 führte zu Mehrkosten bei den Besoldungen bzw. So-
zialleistungen von rund CHF 19’500.--. 

 
 Die Vakanz beim Gemeindeschreiber (CHF 13’000.--), die Über-

brückung der Vakanz der Einwohnerkontrolle (CHF 15'500.--) sowie 
der Einarbeitungs- und Überbrückungsaufwand für die neue Leiterin 
der Zusatzleistungsstelle (CHF 5'100.--) machten Aushilfsentschädi-
gungen von rund CHF 33’500.-- notwendig. 

 
 Eine anziehende Bautätigkeit mit für Däniker-Verhältnisse grösseren 

Projekten führten zu einer Kostenüberschreitung von rund 
CHF 32'000.-- bei der bauamtlichen Beratung. Nach Erteilung der im 
Jahr 2006 vorbereiteten Baubewilligungen dürfte im Gegenzug ein 
Überschreiten des bauamtlichen Gebührenertrages im Jahr 2007 
erwartet werden. 

 
Verwaltungsliegenschaften Die deutlich gestiegenen Ölpreise führten zu einer Budgetüber-

schreitung von rund CHF 9'000.--. 
 
 Reparatur- und Unterhaltsarbeiten an der Heizungsanlage, die im 

Betriebsjahr 2006 durchgeführte Öl-Tankrevision sowie eine Repa-
ratur an der Lüftungsanlage im Anna-Stüssi-Haus führten zu Mehr-
kosten gegenüber dem Budget von CHF 7’000.--. 

 
Rechtsschutz und Sicherheit 
 
Rechtspflege Der erst im September 2006 verrechnete amtliche Vermessungsauf-

wand 2005 durch das Gemeindeingenieurbüro sowie ein deutlich 
höherer Aufwand für die Nachführung des Geographischen Informa-
tionssystemes (GIS) führen im Jahr 2006 zu Mehrkosten von 
CHF 15'000.--. 
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 Der Beitrag an den Zweckverband Sozialdienste des Bezirkes Diels-
dorf für den Bereich Amtsvormundschaft konnte aufgrund geringerer 
Fallzahlen um CHF 3'600.-- unterschritten werden. 

Polizei Die nach der Budgeterstellung 2006 in Kraft gesetzte Entrichtung 
der einwohnerabhängigen Entschädigungspauschale für die Über-
nahme der gemeindepolizeilichen Aufgaben durch die Kantonspoli-
zei führt zum Wegfall des so genannten Postenbeitrages über 
CHF 1'200.-- und im Gegenzug zu Kosten von CHF 8'850.-- (1'770 
Einwohner à CHF 5.--). 

Feuerwehr und Feuerpolizei Dank weniger Einsätzen im Rechnungsjahr 2006 konnte der Beitrag 
an den Sicherheitszweckverband Unteres Furttal, Bereich Feuer-
wehr, um CHF 7'000.-- unterschritten werden. 

Zivilschutz Da im Rechnungsjahr 2006 keine Zivilschutzübungen durchgeführt 
wurden, resultiert ein um rund CHF 6’000.-- tieferer Kostenanteil an 
den Sicherheitszweckverband Unteres Furttal, Bereich Zivilschutz. 

 
Gesundheit 
 
Spitäler Die Gesamtkosten von CHF 201'357.-- teilen sich mit CHF 66’572.-- 

(Anteil Kranken- und Pflegeheim, Dielsdorf) sowie CHF 134’785.-- 
(Anteil Akutspital Limmattal, Schlieren) auf. Der budgetierte Aufwand 
wird um über CHF 35'000.-- unterschritten. 

 
Soziale Wohlfahrt 
 
Jugend Aufgrund tieferer Fallzahlen reduzierte sich der Gemeindebeitrag an 

das Jugendsekretariat Dielsdorf auf CHF 30'125.-- (Voranschlag: 
CHF 42'000.--). 

 
Soziale Wohlfahrt übriges Ebenfalls infolge tieferer Fallzahlen und aufgrund etwas höherer 

wieder eingebrachter Alimentenausstände resultiert im Bereich der 
Alimentenbevorschussungen ein um CHF 19'000.-- tieferer Auf-
wand. 

 
Verkehr 
 
Gemeindestrassen Die Auszahlung von aufkummulierten Überstunden aus den Jahren 

2004 bis 2006 führte zu Mehrkosten bei den Besoldungen bzw. So-
zialleistungen von rund CHF 7’500.--. 

 Im Bereich der Belagsarbeiten überstieg der Aufwand inklusiv dem 
Kostenanteil aus dem Abschluss des Quartierplan Hinterdorf II den 
budgetierten Betrag um CHF 26'000.--. 

 Grössere Vorauszahlungen für Deckbelagseinbauten bei Neubauten 
sowie Weiterverrechnungen für Winterdienstarbeiten bei Dritten 
führten bei den Rückerstattungen zu Mehrerträgen von 
CHF 10'000.--. 

 
Umwelt und Raumordnung 
 
  Die Ergebnisse der eigenwirtschaftlich geführten Bereiche Wasser-

werk, Abwasserbeseitigung und Abfallbeseitigung präsentieren sich 
wie folgt: 
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Wasserwerk: Das budgetierte Betriebsdefizit von CHF 31’300.-- korrigierte sich in 
einen Überschuss von CHF 28'107.90. Hauptverantwortlich für die-
ses erfreuliche Ergebnis sind im Wesentlichen der um CHF 20'000.-- 
tiefere Beitrag an die Gruppenwasserversorgung Furttal, ein um 
CHF 10'000.-- tieferer Unterhaltsaufwand am Leitungsnetz sowie vor 
allem auch der um CHF 30'000.-- höhere Ertrag aus dem Wasser-
verkauf. 

 
Aufgrund des aktuellen Standes der Betriebsspezialfinanzierung von 
CHF 126'945.55 kann der Wasserpreis vorderhand auf dem heuti-
gen Stand von CHF 1.-- / m3 belassen werden. 

 
Abwasserbeseitigung: Das budgetierte Betriebsdefizit konnte dank einem etwas tieferen 

Betriebskostenbeitrag an die Abwasserreinigungsanlage ARA, tiefe-
ren Abschreibungen am eigenen Leitungsnetz sowie vor allem dank 
den teilweise an die Frischwassermenge gekoppelten höheren Klär-
gebühren deutlich unterschritten werden. Anstelle des budgetierten 
Defizites von CHF 103'700.-- resultierte ein Rückschlag von 
CHF 54'152.45. 

 
  Der Stand der Betriebsspezialfinanzierung per Ende 2006 von 

CHF 310'461.30 wird in den kommenden Jahren zur Finanzierung 
des Abschreibungs- und Zinsaufwandes aus dem Neubau der Klär-
anlage verwendet. Die rollende Finanzplanung des Abwasserberei-
ches wird im Verlauf des Jahres 2007 zeigen, auf welchen Zeitpunkt 
und in welchem Umfang eine Gebührenerhöhung zur Amortisierung 
des ARA-Neubaues notwendig sein wird. 

 
Abfallbeseitigung: Die budgetierten Erträge (Grundgebühren und Verursachergebüh-

ren) wurden leicht übertroffen. Die im Voranschlag 2006 budgetierte 
vollständig ausgeglichene Betriebsrechnung wurde schlussendlich 
mit einem minimalen Ertragsüberschuss von CHF 108.40 erreicht. 

 
Der entsprechend praktisch unveränderte Stand der Betriebsspezial-
finanzierung per Ende 2006 von CHF 98'991.35 dürfte in den kom-
menden Jahren zur Mitfinanzierung einer neuen Abfallsammelstelle 
(Projekt Neubau Werkhof) benötigt werden. Aufgrund dieser Aus-
gangslage ist von einer Reduktion der Gebühren im jetzigen Zeit-
punkt abzusehen. 

 
Volkswirtschaft 

 
Industrie, Gewerbe, Handel Aufgrund des wiederum sehr guten Geschäftsabschluss 2005 der 

Zürcher Kantonalbank beläuft sich der ausgeschüttete Gewinnanteil 
auf total CHF 91'010.40 (CHF 51.42 pro Einwohner) statt den bud-
getierten CHF 35'000.--. 

 
Finanzen und Steuern 
 
Gemeindesteuern Nach einem massiven Anstieg im Rechnungsjahr 2005 haben sich 

die Passiven Steuerausscheidungen nun wieder im budgetierten Be-
reich bewegt und weichen nur um CHF 6'500.-- vom Voranschlag 
ab. Die Nettobelastung aus der Interkommunalen Steuerausschei-
dung liegt mit CHF 86'600.-- nur unwesentlich höher als budgetiert 
(CHF 75'000.--). 

 



 

 -  Seite  10  - 

Finanzausgleich Die ausserordentlich hohen Passiven Steuerausscheidungen hatten 
auf das Gesamtergebnis der Steuerregisterabschlüsse 2005 spür-
bare Auswirkungen. Dies führte erwartungsgemäss dazu, dass in 
der Folge die Steuerkraft pro Einwohner von Dänikon sank und sich 
somit die Differenz zum Kantonsmittel vergrösserte. Dieser Entwick-
lung hat man im Voranschlag 2006 (Stand Herbst 2005) versucht mit 
einem etwas höheren Steuerkraftausgleichsbeitrag Rechnung zu 
tragen. Im Vergleich mit dem Voranschlag 2006 (CHF 1'800'000.--) 
stieg dieser in der Endabrechnung noch deutlich höher an. Der aus-
gerichtete Steuerkraftausgleichsbeitrag 2006 beträgt 
CHF 2'534'994. Der Politischen Gemeinde verbleibt nach Weiterlei-
tung der Schulgüteranteile ein Nettoertrag von CHF 964'644.--; die-
ser liegt um CHF 279'644.-- höher als im Voranschlag eingestellt. 
Dieser Mehrertrag ist somit eine der hauptverantwortlichen Positio-
nen für die Verbesserung des Rechnungsergebnisses. 

 
Grundeigentum Finanzvermögen Aus der Verwaltungsabrechnung der Zentrumsüberbauung konnte 

ein Nettogewinn (exkl. Kapitalverzinsung) von CHF 235'156.35 der 
Laufenden Rechnung zugeführt werden. Im ersten vollen Betriebs-
jahr blieben die Mietzinserträge durch anfängliche Leerbestände un-
ter dem budgetierten Wert. Die nachträgliche Anbringung eines 
Sichtschutzes an den Balkongeländern sowie die Nachisolierung der 
Wärmepumpe führten zu einer Überschreitung des budgetierten Un-
terhaltsaufwandes. 

 
Abschreibungen Von den budgetierten Nettoinvestitionen von CHF 1'095’000.-- wur-

den aufgrund der Verzögerungen bei der Realisierung der drei 
Schutzinselprojekte nur CHF 736'664.45 vollzogen. Es resultieren 
daher tiefere ordentliche Abschreibungen von CHF 242'264.45 statt 
CHF 287’200.--, von welchen CHF 101'883.95 auf die spezialfinan-
zierten Bereiche Wasser und Abwasser weiterbelastet werden konn-
ten. 

 
Neubewertung Grund- 
eigentum Finanzvermögen In einem Rhythmus von 10 Jahren sind nach den Bestimmungen 

über das öffentliche Rechnungswesen die bebauten und unbebau-
ten Liegenschaften des Finanzvermögens der Gemeinden einer 
Neubewertung zu unterziehen. Diese dient dazu, die marktmässigen 
Wertänderungen in Bezug auf Land- und Gebäudewerte in der Bi-
lanz zu aktualisieren. Aufgrund stark gestiegener Landpreise führte 
die Neubewertung im Jahr 1996 zu einem Bewertungsgewinn und 
somit zu einem Anstieg des Eigenkapitales von CHF 6'262'812.85. 

 
Da im Vergleich zum Jahr 1996 der vorgegebene Landwert pro 2006 
tiefer ausfiel und das zwischenzeitlich überbaute Land der Zent-
rumsüberbauung mit einem Überbauungseinschlag von 25 % be-
wertet werden musste, führte die Neubewertung zu einem Bewer-
tungsverlust von CHF 2'729'813.10. Die Verbuchung des Bewer-
tungsverlustes hat keinen Einfluss auf das Rechnungsergebnis der 
Laufenden Rechnung und führt nur in der Bilanz zu einer Reduktion 
des Eigenkapitales im erwähnten Umfang. 

 
 
 
8114 Dänikon, im Februar 2007 FINANZVERWALTUNG DÄNIKON 
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3. Genehmigung eines Bruttokredites für den Neubau des Werk-
hofes Häglerbach gemäss Variante A) oder B) 

 
 
 
 

ANTRAG  VARIANTE A   (Zufahrt östlich via Fallwiesenweg, Häglerbach) 

Die Gemeindeversammlung - gestützt auf den Antrag des Gemeinderates in Anwendung von 
Artikel 9 Ziffer 14 der Gemeindeordnung beschliesst: 

1. Die Gemeinde Dänikon baut auf der Parzelle Kat.-Nr. 739, einen Werkhof mit einer öf-
fentlichen Abfallsammelstelle. Die Zufahrt erfolgt östlich über den Fallwiesenweg und ei-
ne Überführung über den Häglerbach. 

2. Der erforderliche Bruttokredit von CHF 2'648’000 wird zu Lasten der Investitionsrech-
nung des Politischen Gemeindegutes wie folgt bewilligt: 

2.1. Werkhofgebäude mit Bruttobaukosten von CHF 1'611’800 zu Lasten von Konto-Nr. 
090.5030.01 (Neubau Werkhof Häglerbach)  

2.2. Öffentliche Abfallsammelstelle mit Bruttobaukosten von CHF 896'200 zu Lasten von 
Konto-Nr. 720.5030.00 (Neubau Abfallsammelstelle). 

2.3. Erschliessung über den Fallwiesenweg und eine Überführung über den Häglerbach 
mit Bruttobaukosten von CHF 140'000 zu Lasten von Konto-Nr. 620.5017.00 (Er-
schliessung Neubau Werkhof). 

3. Der an der Gemeindeversammlung vom 29. März 2007 bewilligte Projektierungskredit 
von CHF 75'000 ist im vorliegenden Bruttokredit enthalten. Die Abrechnung des Projek-
tierungskredites erfolgt mit dem Baukredit.  

4. Der Übertragung von 1'996 m2 Land vom Grundstück Kat.-Nr. 739, Bifig, zum Buchwert 
von CHF 500 / m2 vom Finanzvermögen ins Verwaltungsvermögen wird zugestimmt. Der 
Landpreis von insgesamt CHF 998’000 ist im Kreditbetrag von CHF 2'648’000 enthalten. 

5. Die Kreditsumme erhöht oder ermässigt sich um die Kosten, die durch eine allfällige 
Bauverteuerung oder -verbilligung in der Zeit zwischen der Aufstellung des Kostenvor-
anschlages vom 2. Mai 2007 (Zürcher Index der Wohnbaukosten 1939, Preisstand 
1. April 2007) und der Bauausführung entstehen. 

6. Der Gemeinderat wird mit dem Vollzug beauftragt. 

7. Mitteilung durch Protokollauszug an: 
- Rechnungsprüfungskommission Dänikon, Präsident Herrn René Nigg, Lettenring 12, 

8114 Dänikon 
- Baukommission Werkhof Häglerbach 
- Werkvorstand Lars Meier  
- Gesundheitsvorstand Martina Koch  
- Finanzverwaltung Dänikon 
- Akten  
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ANTRAG  VARIANTE B   (Zufahrt westlich via Birchwiesstrasse) 

Die Gemeindeversammlung - gestützt auf den Antrag des Gemeinderates in Anwendung von 
Artikel 9 Ziffer 14 der Gemeindeordnung beschliesst: 

1. Die Gemeinde Dänikon baut auf der Parzelle Kat.-Nr. 739, einen Werkhof mit einer öf-
fentlichen Abfallsammelstelle. Die Zufahrt erfolgt westlich über die Birchwiesstrasse. 

2. Der erforderliche Bruttokredit von CHF 2'768’000 wird zu Lasten der Investitionsrech-
nung des Politischen Gemeindegutes wie folgt bewilligt: 

2.1. Werkhofgebäude mit Bruttobaukosten von CHF 1'611’800 zu Lasten von Konto-Nr. 
090.5030.01 (Neubau Werkhof Häglerbach)  

2.2. Öffentliche Abfallsammelstelle mit Bruttobaukosten von CHF 896’200 zu Lasten von 
Konto-Nr. 720.5030.00 (Neubau Abfallsammelstelle). 

2.3. Erschliessung über die Birchwiesstrasse mit Bruttobaukosten von CHF 260'000 zu 
Lasten von Konto-Nr. 620.5017.00 (Erschliessung Neubau Werkhof). 

3. Der an der Gemeindeversammlung vom 29. März 2007 bewilligte Projektierungskredit 
von CHF 75'000.-- ist im vorliegenden Bruttokredit enthalten. Die Abrechnung des Pro-
jektierungskredites erfolgt mit dem Baukredit.  

4. Der Übertragung von 2'380 m2 Land vom Grundstück Kat.-Nr. 739, Bifig, zum Buchwert 
von CHF 500 / m2 vom Finanzvermögen ins Verwaltungsvermögen wird zugestimmt. Der 
Landpreis von insgesamt CHF 1’190’000 ist im Kreditbetrag von CHF 2'768’000 enthal-
ten. 

5. Die Kreditsumme erhöht oder ermässigt sich um die Kosten, die durch eine allfällige 
Bauverteuerung oder -verbilligung in der Zeit zwischen der Aufstellung des Kostenvor-
anschlages vom 2. Mai 2007 (Zürcher Index der Wohnbaukosten 1939, Preisstand 
1. April 2007) und der Bauausführung entstehen. 

6. Der Gemeinderat wird mit dem Vollzug beauftragt. 

7. Mitteilung durch Protokollauszug an: 
- Rechnungsprüfungskommission Dänikon, Präsident Herrn René Nigg, Lettenring 12, 

8114 Dänikon 
- Baukommission Werkhof Häglerbach 
- Werkvorstand Lars Meier  
- Gesundheitsvorstand Martina Koch  
- Finanzverwaltung Dänikon 
- Akten  

 

 

 
ABSCHIED DER RECHNUNGSPRÜFUNGSKOMMISSION 
Der Abschied der Rechnungsprüfungskommission Dänikon lag bei Redaktionsschluss noch 
nicht vor. Der Abschied kann bei der Aktenauflage in der Gemeindeverwaltung und im Inter-
net eingesehen werden. 
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WEISUNG 
 
1. Ausgangslage 
Die Politische Gemeinde Dänikon verfügt zur Zeit über keinen eigenen Werkhof und keine 
Abfallsammelstelle. Das Material des Gemeindewerkes wird an rund sieben verschiedenen 
Standorten gelagert und gewartet. Die ganze Situation verschärfte sich, als durch den Bau 
des Dorfzentrums Dänikon an der Oberdorfstrasse der Gemeindeschopf abgebrochen wur-
de.  
 
Der Gemeinderat hat in der Zwischenzeit verschiedene mögliche Standorte geprüft. Das 
Einmieten in einen privaten Werkhof kam aus verschiedenen Gründen nicht zu Stande. Des-
halb wurden verschiedene gemeindeeigene Grundstücke in der Bauzone geprüft. Der Ge-
meinderat konnte als einzigen realistischen Standort für einen Werkhof und eine Abfallsam-
melstelle das gemeindeeigene Grundstück, Bifig, am Häglerbach eruieren.  
 

 
 
 
 
 
2. Bisherige Vorbereitungsarbeiten 
An seiner Sitzung vom 27. Februar 2006 beauftragte der Gemeinderat den Architekten Jürg 
Dahinden, aus Wil, mit dem Erstellen der Grundlagen zur Ausschreibung des Studienauftra-
ges für einen neuen Werkhof in Dänikon. An der gleichen Sitzung wurde eine Baukommissi-
on gewählt, die vom Werkvorstand Lars Meier präsidiert wird. Gemeindepräsident Daniel 
Zumbach, Finanzvorstand Ulrich Sauter, Gemeindewerkführer Heinrich Marthaler und Ge-
meindeschreiber Lukas Kalberer gehören als weitere Mitglieder der Baukommission an. 
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Die Baukommission Werkhof Häglerbach lud am 3. April 2006 13 Planungsbüros im Präqua-
lifikations-Verfahren für den Studienauftrag im selektiven Verfahren ein. Aufgrund der Eig-
nungskriterien wurden vier Planungsbüros für den Studienauftrag präqualifiziert. 
 
Nach der Auswertung der eingereichten Bewerbungen, hat die Baukommission Werkhof 
Häglerbach, mit Schreiben vom 15. Mai 2006, vier Architekturbüros für den Studienauftrag 
eingeladen. Die Eingabefrist zur Einreichung der Studienaufträge wurde auf den 4. August 
2006 festgelegt. 
 
Das Beurteilungsgremium, dem neben der Baukommission Werkhof Häglerbach auch die 
zwei am Verfahren nicht beteiligten Architekten Jürg Dahinden, Wil, und Werner Ess, Re-
gensdorf, angehörten, führte die Bewertung der eingereichten Studienaufträge durch. Mit 
Genugtuung nahm das Beurteilungsgremium die hohe Qualität der eingereichten Arbeiten, 
sowie das grosse Engagement aller Planungsteams zur Kenntnis. Die eingereichten Projekte 
mit einem unterschiedlich hohen Bearbeitungsstand haben einen wertvollen Beitrag zur Lö-
sung der gestellten Aufgabe beigetragen. Mit einem eindeutigen Resultat wurde das Projekt 
„HÖLZIG“, vom Architekturbüro Werner Wegmann, Boppelsen, dem Gemeinderat zur 
Weiterbearbeitung empfohlen.  
 
Gestützt auf die Bewertung des Beurteilungsgremiums vergab der Gemeinderat an seiner 
Sitzung vom 18. September 2006, den Auftrag für die Weiterbearbeitung des Projekts 
„HÖLZIG“, dem Architekturbüro Werner Wegmann, Boppelsen. 
 
Nach weiteren Sitzungen und der Besichtigung von zwei Werkhöfen und Abfallsammelstellen 
in den Gemeinden Aesch bei Birmensdorf und Hochfelden, wurde das Projekt leicht ange-
passt.  
 
An der ausserordentlichen Gemeindeversammlung vom 29. März 2007 bewilligte der Souve-
rän einen Projektierungskredit von CHF 75'000 (inkl. 7,6% MwSt.) für die Planung eines 
Werkhofes Häglerbach. Gleichzeitig wurde der Gemeinderat mit der Ausführung der Planung 
beauftragt. 
 
 
 
3. Das ausgearbeitete Projekt 
Das Areal des Werkhofes beansprucht eine Fläche von 1'996 m2 in der Südostecke der Par-
zelle Kat.-Nr. 739 am Häglerbach. Die Gebäudegrundfläche und die erforderlichen Vorplätze 
mit Belag benötigen diese Fläche. Die Grünfläche entlang dem Häglerbach entspricht dem 
Bachabstandsbereich, der nicht mit Belag versehen werden darf. 
 
Das Areal ist in drei Bereiche unterteilt: Öffentlich zugänglicher Bereich, Bereich Werkareal, 
Bereich Abfallsammelstelle. 

• Öffentlich zugänglicher Bereich: Zufahrt und Parkplatz zu Büro und Sammelstelle für 
Glas, Blechbüchsen, Kleider und Tierkadaver. 

• Werkhofbereich: Umzäunter und mit Tor abgeschlossener Werkhof mit Vorplatz, Werk-
raum und Raum für Salzlager, Fahrzeug, Schneepflug und Festbänke. 

• Abfallsammelstelle: Umzäunte und mit Tor abgeschlossene Abfallsammelstelle mit Vor-
platz für Umschlag und gedeckter Halle für Container und Behälter für Abfälle aller Art. 
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Gebäude 
Das Gebäude besteht aus einem grösseren Kubus mit den Hallen und einem kleineren mit 
Büro und Personalräumen. Die Räume sind nicht unterkellert. 

• Die zwei Räume für die Gemeindewerke à 67 und 137 m2 bieten Platz für alle Geräte, 
Materialien, Maschinen, Fahrzeuge und Werkplätze, die heute und in Zukunft für die Ge-
meindewerke benötigt werden. Die Grundflächen sind einfache Rechtecke und die Ein-
bauten mobil, sodass die Räume allfällig sich ändernden Bedürfnissen angepasst werden 
können. Der kleinere Raum ist isoliert, aber nicht beheizt. Ein Podest für Lagerung und 
Umschlag von Streusalz ist aus Holz und kann demontiert werden. Der grössere Raum ist 
beheizt. Arbeiten an Werkbänken können an den Fenstern gegen den Vorplatz ausgeführt 
werden, während an der Rückwand Materialien und Geräte abgestellt und aufgehängt 
werden können. Seitlich sind Lagergestelle sowie ein abgeschlossenes Betriebsstoffdepot 
vorgesehen. Seitlich über den Lagergestellen können bei Bedarf zusätzliche Lagerpodes-
te erstellt werden (Raumhöhe 4.50 m).  Drei elektrisch angetriebene, verglaste Sektional-
tore 3.50 x 3.75 bieten den nötigen Zugang und angemessenen Lichteinfall. Oblichter im 
Dach belichten die hinteren Bereiche der Hallen.  

• Die einseitig offene Halle der Abfallsammelstelle ist ebenfalls ein einfaches Rechteck und 
bietet Platz für kleine und grosse Container sowie Behälter entlang den Wänden für Abfäl-
le aller Art. 

• Im „Bürogebäude“ gibt es einen Vorraum mit Elektroverteilung und Platz für einen Steuer-
schrank für die Wasserversorgung. Zusätzliche Stellfläche für später allenfalls benötigten 
Stauraum in Schränken ist vorhanden. Das Büro (31 m2) bietet Platz für bis zu 3 Arbeits-
plätzen, Besprechungstisch und Stauraum in Schränken. Glassammelstelle und Abfall-
sammelstelle sind von hier aus optimal überblickbar. Eine Kochecke mit Sitzgelegenhei-
ten sowie WC-Anlage und Garderobe mit Dusche vervollständigen das Raumangebot für 
das Personal. 
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Das Gebäude wird beheizt über eine Luft- / Wasserwärmepumpe mit Luftheizapparaten in 
der Werkhalle und Bodenheizung im Büroteil. Sollte einmal der Bau einer Holzschnitzelhei-
zung für ein grösseres Gebiet ins Auge gefasst werden, könnte diese nördlich unterirdisch 
angebaut und die Schnitzel über das Werkhofareal angeliefert werden. Die Fundamente sind 
in diesem Bereich so vorbereitet, dass eine Unterfangung erleichtert wird. 
 
 
 
Umgebung 
Praktisch das ganze Areal wird mit einem Teerbelag versehen. Das Dachwasser soll direkt 
dem Häglerbach zugeführt werden, während das Abwasser von den Plätzen via Regenwas-
ser-Retentionsbecken (unterirdische Rohre mit Durchmesser 100 cm) in die Regenwasserlei-
tung in der Birchwiesstrasse geleitet wird. Von der Birchwiesstrasse aus erfolgt auch die 
ganze Leitungserschliessung. Inwiefern Regenwasser versickert werden darf oder muss, 
wird mit einem Versickerungsversuch abgeklärt (BKP 1: Baugrunduntersuchung). 
 
Das ganze Areal soll mit einem 2 Meter hohen Diagonalgeflechtzaun umgeben werden. Der 
öffentlich zugängliche Teil ist davon ausgenommen. 
 
 
 
Konstruktion / Gestaltung 
Ausser der Bodenplatte, dem Betriebsstoffraum und Sockelpartien aus Eisenbeton wird das 
ganze Gebäude aus Holzelementen erstellt. Die Fassaden werden mit einer horizontalen 
Stülpschalung aus Tannenholz (gestrichen) verkleidet. Zwei rechteckige Flachdächer (OK 
max. 5.00 m resp. 3.00 m) überdecken die beiden Kuben und schützen die Fassaden mit 
einem ca. 90 cm breiten Vordach. Bei den West- resp. Ostfassaden der Hallen kragen die 
Vordächer ca. 2 Meter über die Fassade und schützen so die Tore des Werkhofes resp. ver-
grössern die überdeckte Fläche der Abfallsammelstelle. Das Dach wird extensiv begrünt, 
was neben der Optik und gewissen Klimaverbesserungen im Inneren vor allem den Vorteil 
der Regenwasserretention hat. 
 
Alles in allem soll das Gebäude dem Zweck entsprechend nicht besonders auffallen, der 
Lage entsprechend (Wohn- und Gewerbezone) aber auch nicht den Eindruck eines reinen 
Industrie-Zweckbaues erwecken.   
 

 
 
 
 
Kosten Werkhof und öffentliche Abfallsammelstelle 
Der Kostenvoranschlag von Architekt Werner Wegmann vom 2. Mai 2007 sieht für die Reali-
sierung des Werkhofes und der öffentlichen Abfallsammelstelle Gesamtkosten ohne die Er-
schliessung von CHF 2'508’000 vor. Diese Kosten stellen sich wie folgt zusammen: 
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Grundstück (Erschliessung durch Leitungen)  31’500.00

Baugrunduntersuchung  3'000.00

Rohbau 1 (Aushub, Baumeister, Holzbau) 504'000.00 

Rohbau 2 (Fenster, Türen, Tore, Flachdächer) 128'000.00 

Elektroanlagen 70'000.00 

Heizungs- / Lüftungsanlagen 48'000.00 

Sanitäranlagen (inkl. Kochnische) 32'000.00 

Ausbau 70'000.00 

Honorare (Gebäude) inkl. Projektierung 153'000.00 

Total Gebäude  1'005'000.00

Betriebseinrichtungen (inkl. Glassammelstelle)  49'500.00

Umgebung (Plätze, Entwässerung, Einfriedung)  323'000.00

Baunebenkosten  78'000.00

Ausstattung  20'000.00

Total Anlagekosten  1'510'000.00

Land   1'996 m2 à CHF 500  998'000.00

Total Kosten Werkhof und Abfallsammelstelle  2'508'000.00
 
 
 
 
Erschliessungskosten Varianten A + B 
An der Gemeindeversammlung vom 29. März 2007 wurde dem Gemeinderat vorgeschlagen, 
für die Bewilligung des Bruttokredites zwei Varianten für die Erschliessung auszuarbeiten.  
 
Bei der Variante A werden die Kosten für die östliche Erschliessung via Fallwiesenweg und 
über den Häglerbach berücksichtigt.  
 
Bei der Variante B erfolgt die Erschliessung ab der Birchwiesstrasse. Da diese Zufahrt über 
Bauland der Parzelle Kat.-Nr. 739 führt, muss dieses Land ebenfalls vom Finanzvermögen in 
das Verwaltungsvermögen umgebucht und abgeschrieben werden. Für diese Erschlies-
sungsvariante werden ca. 385 m2 Bauland à CHF 500 (bilanzierter Wert gemäss Neubewer-
tung der Liegenschaften im Jahr 2006) benötigt. Somit müssen Total Rund CHF 192'000 
dem Projekt zugerechnet werden.  
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Die Kosten für beide Erschliessungs-Varianten stellen sich wie folgt zusammen: 
 
 Variante A Variante B 

Landerwerb 0.00 192'000.00

Bauarbeiten 101'500.00 48'000.00

Nebenarbeiten 5'000.00 5'000.00

Technische Arbeiten 30'000.00 12'000.00

Unvorherzusehendes 3'500.00 3'000.00

Total Anlagekosten (inkl. 7,6% MwSt.) 140'000.00 260'000.00
 
 
 
 
 
Zusammenstellung des Bruttokredites für den Antrag Variante A 

 Werkhof Abfallsammel-
stelle Total 

Grundstück 21’000 10’500 31’500

Baugrund 2’000 1’000 3’000

Gebäudekosten 670’000 335’000 1'005’000

Betriebseinrichtung 9’000 40’500 49’500

Umgebung 177’800 145’200 323’000

Baunebenkosten 52’000 26’000 78’000

Ausstattung 15’000 5’000 20’000

Bauland für Werkhofareal 665’000 333’000 998’000

Erschliessungskosten Variante A - - 140’000

Total Anlagekosten (inkl. 7,6% MwSt.) 1'611’800 896’200 2'648’000

Vorsteuerabzug (gerundet exkl. Bauland 
CHF 563’200) - -  39’700 -  39’700

Total Nettoanlagekosten 1'611’800 856’500 2'608’300
 
 
 



 

 -  Seite  23  - 

Zusammenstellung des Bruttokredites für den Antrag Variante B 

 Werkhof Abfallsammel-
stelle Total 

Grundstück 21’000 10’500 31’500

Baugrund 2’000 1’000 3’000

Gebäudekosten 670’000 335’000 1'005’000

Betriebseinrichtung 9’000 40’500 49’500

Umgebung 177’800 145’200 323’000

Baunebenkosten 52’000 26’000 78’000

Ausstattung 15’000 5’000 20’000

Bauland für Werkhofareal 665’000 333’000 998’000

Erschliessungskosten Variante B - - 260’000

Total Anlagekosten (inkl. 7,6% MwSt.) 1'611’800 896’200 2'768’000

Vorsteuerabzug (gerundet exkl. Bauland 
CHF 563’200) - -  39’700 -  39’700

Total Nettoanlagekosten 1'611’800 856’500 2'728’300
 
 
 
Folgekostenberechnung  
Der Gemeinderat rechnet für die Variante A mit Kapital- und Betrieblichen Folgekosten von 
CHF 304’677 und für die Variante B mit CHF 316’577. 
 
Sowohl der Neubau als auch die Folgekosten sind in der Finanzplanung bereits teilweise 
berücksichtigt worden. Die Realisierung des Bauvorhabens dürfte aus heutiger Sicht auch 
längerfristig keinen Einfluss auf den Steuersatz der Gemeinde Dänikon haben. Die Grund-
gebühren für die Abfallbeseitigung müssen jedoch durch den Bau der Abfallsammelstelle auf 
das Jahr 2008 erhöht werden.  
 
 
 
 
Schlussfolgerungen des Gemeinderates Dänikon 
Die Raumbedürfnisse der Gemeindewerke und für eine Abfallsammelstelle sind bereits seit 
Jahren ausgewiesen und wurden deshalb in die Finanzplanung aufgenommen. Der Gemein-
derat ist überzeugt, dass mit dem vorliegenden Projekt zeitgemässe Einrichtungen geschaf-
fen werden können. Insbesondere sind auch für die Entsorgung angemessene Räumlichkei-
ten zur Verfügung zu stellen, die den Bedarf auch längerfristig abzudecken vermögen. Die 
Bedürfnisse von Gemeindewerk und Entsorgung wurden sorgfältig abgeklärt und haben Auf-
nahme im vorliegenden Projekt gefunden. 
 
Obwohl es sich beim Werkhof Häglerbach um einen Zweckbau handelt, wurde Wert darauf 
gelegt, dass sich dieser gut in die Umgebung eingliedert. 
 
Aus Kostengründen und mit Blick auf die bessere Nutzbarkeit der Restparzelle durch die 
Erschliessung des Werkhofes via Fallwiesenweg bevorzugt der Gemeinderat die Variante A 
des vorgelegten Projektes. 
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Der Gemeinderat beantragt der Rechnungsprüfungskommission und den Stimmberechtigten, 
dem vorliegenden Brutto-Baukredit von CHF 2'648’000 für die Variante A oder von 
CHF 2'768’000 für die Variante B für den Neubau des Werkhofes Häglerbach, zu genehmi-
gen. 
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4. Genehmigung der Teilrevision des Zonenplanes der Gemeinde 
Dänikon (Einzonung Teilstück Fallwiesenweg) 

 
 
 
 
ANTRAG 
Die Gemeindeversammlung - gestützt auf den Antrag des Gemeinderates - in Anwendung 
von Artikel 16 Ziffer 2 der Gemeindeordnung beschliesst: 

1. Die Gemeinde Dänikon setzt, gestützt auf die §§ 45ff., 88 und 89 des Planungs- und 
Baugesetzes (PBG), für ihr Gemeindegebiet den revidierten Zonenplan (Einzonung „Bi-
fig) fest. 

2. Die Teilrevision umfasst: 
- den revidierten Zonenplan 

3. Der Baudirektion des Kantons Zürich wird gestützt auf die § 89 PBG beantragt, den re-
vidierten Zonenplan der Gemeinde Dänikon zu genehmigen. 

4. Der Gemeinderat wird ermächtigt, allfällige aus dem Genehmigungs- oder Rekursverfah-
ren zwingend notwendige Änderungen am Zonenplan in eigener Zuständigkeit vorzu-
nehmen. Solche Beschlüsse sind öffentlich bekannt zu machen. 

5. Der Gemeinderat wird mit dem Vollzug beauftragt. 

6. Mitteilung durch Protokollauszug an: 
- Baudirektion des Kantons Zürich, Amt für Raumordnung und Vermessung, Stampfen-

bachstrasse 12, Postfach, 8090 Zürich 
- EFP Ingenieure Planer Geometer SIA, Gemeindeingenieur und Nachführungsgeome-

ter, Postfach 38, 8107 Buchs 
- Hochbauvorstand Daniel Zumbach  
- Bausekretariat Dänikon 
- Akten  

 
 
 
 
 
WEISUNG 
 
Ausgangslage: 
Die Gemeindeversammlung Dänikon setzte im Jahre 1984 die kommunale Nutzungsplanung 
gemäss zürcherischem Planungs- und Baugesetz (PBG) fest. Sie basierte auf der Richtpla-
nung 1983, die noch heute die Grundlage für die langfristige räumliche Entwicklung der Ge-
meinde bildet. Um das einsetzende starke Wachstum in Grenzen zu halten, wurde das Sied-
lungsgebiet etappiert und mehrere Reservezonen ausgeschieden. Diese blieben einer späte-
ren Umzonung vorbehalten.  
 
Die PBG-Revision 1991 veranlasste die Gemeinde, Zonenplan und Bau- und Zonenordnung 
(BZO) dem übergeordneten Recht anzupassen. Die gesetzlichen Mindestdichten waren da-
mals Anlass, die Ziele der baulichen Entwicklung für die Wohngebiete festzulegen. Das aus 
kommunaler Sicht sinnvolle Mass der baulichen Verdichtung wurde definiert und in die BZO 
überführt. Die revidierte und 1994 genehmigte BZO hat sich insgesamt bewährt und ermög-
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lichte u.a. mit der neu geschaffenen Quartiererhaltungszone für die zahlreichen Arealüber-
bauungen bauliche Erleichterungen. 
 
Mit der Entwicklung der Gemeinde vergrössert und entwickelt sich der kommunale Werkbe-
trieb. Der Gemeinderat hat im Evaluationsverfahren einen Standort für ein Werkgebäude und 
für die kommunale Sammelstelle gesucht. Im südöstlichen Teil des gemeindeeigenen 
Grundstückes Kat.-Nr. 739 im Gebiet „Bifig“ ist nun diese Anlage in der Wohn- und Gewer-
bezone geplant. 
 
Mit der Zonenplanrevision soll die Erschliessung des Werkhofareals von Südosten her pla-
nungsrechtlich ermöglicht werden. Der nördliche, heute unüberbaute, Teil des gemeindeei-
genen Grundstückes Kat.-Nr. 739 bleibt weiterhin ab der Birchwisstrasse erschlossen. 
 
Für die Vorlage wurde das Verfahren nach § 7 PBG durchgeführt. 
 
Gestützt auf § 7 PBG fand die öffentliche Auflage vom 26. Februar bis 26. April 2007, mit 
gleichzeitiger Anhörung der Nachbargemeinden, der Zürcher Planungsgruppe Furttal (ZPF) 
und der Vorprüfung durch die kantonale Fachstellen, statt. 
 
Es sind in diesem Zeitraum keine Einwendungen gegen die Planungsrevision eingegangen. 
Damit entfällt ein diesbezüglicher separater Bericht. Die Stellungnahmen der Nachbarge-
meinden sind zustimmend. Die ZPF hält fest, dass die Revisionsvorlage keine Überschnei-
dungen mit dem regionalen Richtplan oder überkommunalen Interesse aufzeigt. Die Resulta-
te der kantonalen Vorprüfung sind bei der Bereinigung der Dokumente wo möglich umge-
setzt worden. 
 
 
 
Planerische, rechtliche Grundlagen 

• Planungs- und Baugesetz des Kantons Zürich (PBG) vom 7. September 1975 (revidierte 
Fassung in Kraft seit 1. Februar 1992) 

• Kommunale Richtplanung 1983 

• Kommunale Nutzungsplanung 1994 

GVB vom 16. Juni 1994, RRB Nr. 3639 vom 7. Dezember 1994, Veröffentlichung 20. Ja-
nuar 1995: 

• Bau- und Zonenordnung (BZO) 

• Zonenplan. 
 
 
 
Zweck der Teilrevision Zonenplan 2007 
Mit der ”Teilrevision Zonenplan 2007” sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen ge-
schaffen werden, damit das geplante Werkhofareal in der Bauzone von Osten her über den 
offenen Häglerbach und über den auszubauenden Fallwiesenweg in der heutigen Landwirt-
schaftszone erschlossen werden kann. 
 
Es ist daher ein Landstreifen von insgesamt ca. 10 bis 11 m Breite von der Landwirtschafts-
zone in eine Bauzone d.h. die entsprechende Wohn- und Gewerbezone WG2 zu überführen. 
Es wird kein neues Bauland ausgeschieden, sondern die Voraussetzung für die notwendige 
„rückwärtige“ Erschliessung geschaffen. 
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Inhalt der Teilrevision Zonenplan 2007 
Mit der ”Teilrevision Zonenplan 2007” werden die nachstehend aufgeführten und beschrie-
benen planerischen Festlegungen getroffen bzw. abgeändert: 
 
Vergrösserung der Wohn- und Gewerbezone WG2 „Bifig“ (Plan Nr. 07012.01): 

• Erweiterung der zweigeschossigen Wohn- und Gewerbezone „Bifig“ über die Gewässer-
parzelle des Häglerbaches und die Wegparzelle hinaus nach Osten; unmittelbar angren-
zend an die Quartiererhaltungszone Q bis auf Höhe der verlängerten Nordfassade des 
Hallengebäudes Vers.-Nr. 432 in der Landwirtschaftszone; mit Einbezug des Fallwiesen-
weges auf einer neuen Ausbaubreite von 5,0 m 

• Zuteilung der eingezonten Fläche zur Empfindlichkeitsstufe ES III (WG2) 

• Keine Vergrösserung der überbau- bzw. nutzbaren Fläche und damit der Einwohnerzahl, 
da die Einzonung nur die Gewässerparzelle und den Fallwiesenweg betrifft. Der seitliche 
Landstreifen wird für die Zufahrtsstrasse zum Werkhofareal benötigt. 

 
 
 
Schlussfolgerungen des Gemeinderates Dänikon 
Der Gemeinderat beantragt den Stimmberechtigten, die vorliegende Teilrevision des Zonen-
planes 2007 der Gemeinde Dänikon, zu genehmigen. 
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5. Genehmigung eines Bruttokredites von CHF 149'515'000  
(Anteil Gemeinde Dänikon CHF 2'512'000) für das Projekt  
Gesamtsanierung des Zweckverbandes Spital Limmattal 

 
 
 
 
ANTRAG 
Die Gemeindeversammlung - gestützt auf den Antrag des Gemeinderates - in Anwendung 
von Artikel 16 Ziffer 14 der Gemeindeordnung beschliesst: 

1. Dem Antrag der Delegiertenversammlung des Spitalverbandes Limmattal zur Gesamter-
neuerung des Spitals Limattal mit einem Brutto-Baukredit in der Höhe von 
CHF 149'515'000 wird zugestimmt. 

2. Als Brutto-Kostenanteil der Politischen Gemeinde Dänikon wird zu Lasten der Investiti-
onsrechnung ein Objektkredit von CHF 2'512'000 genehmigt. 

3. Der Kredit verändert sich nach Massgabe des Baukostenindexes zwischen der Erstel-
lung des Kostenvoranschlages (Indexstand 111,9 vom April 2006) und der Bauausfüh-
rung. 

4. Die Kreditgenehmigung wird vorbehältlich der Zustimmung des Kantons und der ent-
sprechenden kantonalen Investitionsbeitragsleistung gefällt. 

5. Mitteilung durch Protokollauszug an: 
- Spital Limmattal, Urdorferstrasse 100, 8952 Schlieren 
- Rechnungsprüfungskommission Dänikon, Präsident Herrn René Nigg, Lettenring 12, 

8114 Dänikon 
- Gesundheitsvorstand Martina Koch  
- Finanzverwaltung Dänikon 
- Akten  

 
 
 
 
 
ABSCHIED DER RECHNUNGSPRÜFUNGSKOMMISSION 
Der Abschied der Rechnungsprüfungskommission Dänikon lag bei Redaktionsschluss noch 
nicht vor. Der Abschied kann bei der Aktenauflage in der Gemeindeverwaltung und im Inter-
net eingesehen werden. 
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WEISUNG 
 
Ausgangslage: 
 
Nach dem geltenden Spitalfinanzierungsmodell werden die Gemeinden durch die Gesund-
heitsdirektion nach Einzugsgebieten denjenigen Spitälern zugeteilt, welche die Grundversor-
gung sichern. Die Gemeinde Dänikon ist dem Spital Limmattal zugeteilt, das als Zweckver-
band organisiert ist. 
 
Die Delegiertenversammlung des Spitalverbandes hat am 10. Januar 2007 beschlossen, das 
Projekt zur Gesamterneuerung des Spitals Limmattal und den erforderlichen Brutto-Bau-
kredit in der Höhe von CHF 149'515'000 den Verbandsgemeinden zur Genehmigung zu un-
terbreiten. 
 
Nach Art. 11 der Statuten des Spitalverbandes Limmattal stehen den zuständigen Organen 
der Verbandsgemeinden die Bewilligung von Krediten für budgetierte, einmalige, nicht ge-
bundene Ausgaben von über CHF 1 Million zu. Die Zuständigkeit innerhalb der Gemeinden 
richtet sich, sofern die jeweilige Gemeindeordnung nichts anderes bestimmt, nach dem auf 
die betreffende Gemeinde fallenden Kostenanteil. 
 
Gemäss Kostenvoranschlag vom 20. November 2006 beträgt der Brutto-Kostenanteil für die 
Gemeinde Dänikon CHF 2'512'000. Somit liegt nach Art. 16 Ziff. 14 der Gemeindeordnung 
die Kompetenz zur Genehmigung des Baukredites bei der Gemeindeversammlung. 
 

 
Foto: Aussenansicht 

 
 
Projekt 
Das Spital Limmattal hat die anspruchsvolle Aufgabe, zusammen mit den Hausärzten und 
weiteren spitalexternen Diensten der Region die Gesundheitsversorgung von rund 100’000 
Personen im Limmat- und Furttal sicherzustellen. 
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Der Betriebsaufwand belief sich 2005 für das Akutspital auf CHF 89 Millionen und für das 
Pflegezentrum auf CHF 15 Millionen. Das Spital Limmattal verfügt über rund 720 Vollzeit-
stellen. Das Akutspital betreibt 190, das Pflegezentrum 134 Betten. Trägerschaft des Akut-
spitals sind die 17 Verbandsgemeinden aus Furt- und Limmattal. Das Pflegezentrum gehört 
ausschliesslich den 10 Limmattaler Gemeinden. Das Projekt der baulichen Gesamterneue-
rung bezieht sich auf das Akutspital und ist somit für die Trägerschaft aller 17 Gemeinden im 
Furt- und Limmattal relevant. 
 
Pro Jahr werden über 40’000 Fälle stationärer und ambulanter Patientinnen und Patienten 
behandelt. Das heisst, dass fast die Hälfte der Einwohner der Region jährlich vom qualitativ 
guten und breit gefächerten medizinischen Angebot profitiert. Alle Einwohnerinnen und Ein-
wohner haben die Gewissheit, hier professionelle medizinische und pflegerische Betreuung 
zu finden – rund um die Uhr, an 365 Tagen im Jahr. 
 
 
Betriebsbereitschaft im Altbau mittelfristig nicht mehr gewährleistet 
Das Spital steht der Bevölkerung seit nunmehr dreieinhalb Jahrzehnten ununterbrochen zur 
Verfügung. 
 
Das Alter hinterlässt auch an einem Bau seine Spuren. Die baulichen Mängel sind nur auf 
den ersten Blick im Komfortbereich angesiedelt. Sie liegen vielmehr in der schlechten bauli-
chen Substanz. Die Infrastruktur des Spitals und insbesondere seine Lüftungs-, Wasser-, 
Medizinalgas- sowie Elektroleitungen kommen ans Ende ihrer Lebensdauer. 
 
Zwingender Handlungsbedarf besteht zudem, weil neue Sicherheitsvorschriften vor allem im 
Bereich der Elektrotechnik durch die baulichen Unzulänglichkeiten zunehmend verletzt wer-
den. Die Behebung derartiger Mängel lässt sich nicht länger hinauszögern. Es gilt, diese 
Aufgabe mit der notwendigen Planung konsequent anzugehen. Gleichzeitig dienen die bau-
lichen Massnahmen dazu, die betrieblichen Abläufe zu optimieren, um damit die Wirtschaft-
lichkeit des Dienstleistungsunternehmens "Spital Limmattal" zu steigern.  
 
Wenn jetzt nicht die Weichen Richtung bauliche Erneuerung gestellt werden, besteht die 
akute Gefahr, dass das Spital Limmattal seinen Leistungsauftrag in spätestens zehn Jahren 
nicht mehr erfüllen kann. 
 
Mit dem vorliegenden Bauprojekt will das Spital Limmattal seine Zukunft aktiv gestalten. 
 
Vorgehen: 2003 wurde ein Architekturwettbewerb durchgeführt. Die Auswahl fiel auf das 
Architekturbüro Metron. Ab 2005 erfolgte die Weiterentwicklung des Projektes aufgrund der 
aktualisierten Leistungsprognose und der Strategie des Spitals. Auf der Basis einer Mach-
barkeitsstudie konnte die Delegiertenversammlung im Januar 2006 einen Planungskredit von 
CHF 1 Mio. genehmigen. Er ermöglichte die Entwicklung des detaillierten Bauprojektes und 
der darauf basierenden Kostenschätzung mit einer Genauigkeit +/- 10 Prozent. Dazu wurden 
Fachplaner einbezogen, die mittels einer öffentlichen Ausschreibung ausgewählt wurden. 
 
 
Gründe für die Gesamterneuerung 
Spitalbauten haben auf Grund ihrer sehr intensiven Nutzung eine Halbwertszeit von rund 
10 Jahren. Nach dieser Zeit entspricht nur noch die Hälfte der Räume den veränderten Be-
dürfnissen. Nach 30 Jahren ist eine grundlegende Erneuerung und zeitgemässe Anpassung 
unumgänglich. 
 
Eine bauliche Erneuerung bietet darüber hinaus die Chance, den aktuellen Herausforderun-
gen an Spitäler gewachsen zu sein. Diese sind: bessere Verzahnung zwischen ambulantem 
und stationärem Bereich der medizinischen Versorgung, höhere Ansprüche an Wirtschaft-
lichkeit und Qualität der Leistungen sowie kürzere Aufenthaltsdauer. Die baulichen Voraus-
setzungen, um diese Ziele zu realisieren, lassen sich durch das vorliegende Projekt in sehr 
guter Weise erfüllen. 
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Der sechsgeschossige Neubau östlich des heutigen Hochhaustrakts beherbergt im Parterre 
das ambulante Zentrum, um kurze Wege für Patienten und Personal zu Gewähr leisten. Im 
ersten Stock des Neubaus liegen gut aufeinander abgestimmt die Operationssäle, der Auf-
wachraum und die Intensivpflegestation. Im zweiten Stock garantiert die räumliche Nähe von 
Gebärabteilung und Wochenbettabteilung sichere und ruhige Abläufe. In den darüber lie-
genden drei Geschossen ermöglichen die je zwei Doppel-Pflegestationen gleichzeitig eine 
wirtschaftliche und qualitativ hoch stehende Arbeit. 
 
Die Anziehungskraft und damit die Auslastung des Spitals wird gestärkt durch eigene Nass-
zellen, über die alle Einbett-, Zweibett- und Vierbett-Zimmer verfügen werden. Die Sicherheit 
wird unter anderem dank moderner Elektro- und Lüftungsanlagen (Minderung des Infek-
tionsrisikos) in den Operationssälen vollumfänglich den heutigen Standards entsprechen. 
 
Zudem wird mit dem Bauprojekt der Verpflichtung der Gemeinden durch das Gesundheits-
gesetz nachgekommen, ihr Spital jederzeit betriebsbereit zu erhalten.  
 
Die Gesamterneuerung des Spitals Limmattal ist deshalb eine notwendige Investition in die 
Gesundheitsversorgung der Bevölkerung des Furt- und Limmattals, den Werterhalt des Spi-
tals und unverzichtbar für dessen langfristige Betriebs- und Wettbewerbsfähigkeit. Das Spital 
Limmattal ist nur unter der Bedingung des Gelingens der baulichen Gesamterneuerung für 
die Zukunft gerüstet. 
 
 
Projekthintergrund und -beschreibung 
Die Planungsgrundlagen basieren auf der wahrscheinlichen Entwicklung der Demografie in 
Furt- und Limmattal, der medizinischen Fachgebiete, der Krankenhaushäufigkeit, der Auf-
enthaltsdauer und dem aus diesen Faktoren resultierenden Raumbedarf. 
 
 
Weiter leicht abnehmende Aufenthaltsdauer 
Es ist davon auszugehen, dass sich die Reduktion der Aufenthaltsdauer abgeschwächt fort-
setzt. Schon zwischen 1997 und 2004 ging sie im Spital Limmattal von 9,7 auf 7,7 um zwei 
Tage zurück. 2011 ist mit sieben Tagen im Durchschnitt zu rechnen, d. h. nochmals 0,7 Tage 
weniger als 2004. 2015 dürfe die mittlere Aufenthaltsdauer bis auf 6,1 Tage sinken und auf 
diesem Niveau bleiben. Dazu trägt auch die Umstellung der Spitalfinanzierung auf Fallpau-
schalen bei. 
 
 
Leichte Zunahme der Gesamtbevölkerung bei steigender Lebenserwartung 
Die Bevölkerungsentwicklung in der Region entspricht dem Szenario des Statistischen Am-
tes: leichte Zunahme der Gesamtbevölkerung von heute rund 100'000 auf 105’000 im Jahr 
2015 und 107'000 im Jahr 2030 sowie weiter steigende Lebenserwartung. Das bedeutet eine 
Zunahme der Anzahl stationärer und ambulanter Patienten. 
 
Es zeichnet sich ab, dass der medizinische Fortschritt weitergeht. Das Ausschöpfen der 
Möglichkeiten der minimal invasiven Methoden, neue Medikamente sowie vermehrte ambu-
lante Behandlungen führen zu einem Rückgang bei den stationären und einer Zunahme bei 
den ambulanten Patienten.  
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180 stationäre Betten und mehr Raum für ambulante Behandlungen 
Unter Berücksichtigung aller Faktoren rechnet das Spital Limmattal mit einem Rückgang des 
stationären Bettenbedarfs von heute 190 auf in Zukunft 180 und einer Zunahme des Raum-
bedarfs für ambulante Behandlungen. 
 
Das vorliegende Bauprojekt ist das Resultat einer intensiven Planung. 
 
 
6-geschossiger Neubau neben Altbau 
In einem Abstand von ca. 10 Metern zum bestehenden Bettenhaus entsteht ein 6-geschos-
siger kompakter Neubau, der im Erdgeschoss und im 1. Obergeschoss mit dem bestehen-
den Behandlungstrakt räumlich verbunden wird. Der Neubau beherbergt neben Operations-
sälen, Aufwachraum, Intensivstation, Gebär- und Wochenbettabteilung drei Doppel-Pflege-
stationen. Somit stehen im Normalbetrieb rund 180 Betten zur Verfügung. 
 
Nach Fertigstellung des Neubaus können die unteren Geschosse des Altbaus ohne aufwän-
dige Provisorien in Etappen erneuert und die Altlasten (Asbest, PCB) saniert werden. Mit 
diesem Realisierungskonzept können die Beeinträchtigungen durch die Bautätigkeit für Pa-
tienten und Mitarbeitende tief gehalten werden. 
 
Das bisherige Bettenhaus wird zurückgebaut. Im erneuerten Flachbau sind Teile der ambu-
lanten Behandlung und der Verwaltung, die Radiologie und die Notfallstation untergebracht. 
 
 
Rückbau Hochhaustrakt 
Auf den Hochhaustrakt kann somit verzichtet werden. Der Aufwand von CHF 2,5 Millionen 
für seinen Rückbau ist im beantragten Gesamtkredit von CHF 149'515’000 Millionen einge-
schlossenen. Im Vergleich zu einer Hochhaustraktsanierung ist dies nachweislich eine güns-
tige und sinnvolle Lösung. 
 
 
Hochhaus-Sanierung keine Alternative 
Eine Totalsanierung des Hochhaustrakts schlüge mit mindestens CHF 100 Millionen zu Bu-
che. Das ist auf den ersten Blick zwar weniger als die CHF 149,5 Millionen für den sechs-
geschossigen Neubau. Doch ein renovierter Hochhaustrakt hätte immer noch den schwer 
wiegenden Nachteil einer für die zukünftigen Anforderungen an Spitalbauten ungenügenden 
Struktur. Im Vergleich zur Neubauvariante entstünden hier jährliche Mehrkosten im Betrieb 
von CHF 3 Millionen. Zudem entgingen dem Spital CHF 600'000 pro Jahr, weil weniger Zu-
satzversicherte betreut werden könnten. Bei einer Nutzungsdauer von 30 Jahren und unter 
Berücksichtigung der zusätzlichen Erträge und der geringeren Betriebskosten liegen die In-
vestitionskosten des vorliegenden Bauprojektes rund CHF 9 Millionen unter den Investi-
tionskosten der Hochhaustraktsanierung (Barwertmethode). 
 
Von einer reinen Altbausanierung ist nebst den Gesamtkosten auch aus einem anderen 
Grund abzuraten. Eine Totalsanierung bei laufendem Spitalbetrieb wäre schlicht undenkbar 
und würde zu kostspieligen, mehrjährigen Provisorien führen. 
 
 
Zeitgemässer Standard der Patientenzimmer 
Die Patientenzimmer und die Nasszellen werden den heutigen Patientenbedürfnissen ange-
passt. Das macht das Spital Limmattal attraktiv, unabhängig davon, ob es sich bei den Pa-
tienten um Grundversicherte, Halbprivat- oder Privatversicherte handelt. 
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Ambulante Bereiche 
Zur Zeit der Eröffnung des Spitals Limmattal im Jahre 1970 waren drei Viertel aller Patienten 
stationär und nur ein Viertel ambulant hospitalisiert. Dieses Verhältnis ist heute umgekehrt. 
 
Zudem war die Verweildauer der einzelnen stationären Patienten damals erheblich höher als 
heute. Der Trend zur kürzeren Aufenthaltsdauer wird sich fortsetzen. Man rechnet damit, 
dass sich im Jahr 2015 die durchschnittliche Aufenthaltsdauer bei 6,1 Tagen einpendeln 
wird. Das Konzept des Bauprojektes trägt diesem Umstand Rechnung, indem es die ambu-
lanten Bereiche effizient im Erdgeschoss und den unmittelbar angrenzenden Etagen kon-
zentriert. 
 
 
Umnutzung Schule Theodosianum 
Das Schulgebäude Theodosianum mit seiner bereits bestehenden Schulinfrastruktur wird für 
interne Schulungen des Gesundheitszentrums Zürich West genutzt. Zudem soll es Teilen der 
Verwaltung sowie für Personalunterkünfte Platz bieten. 
 
 
Veräusserung der bisherigen Personalhäuser 
Da die Personalunterkünfte neu in den ehemaligen Gebäuden des Theodosianum Platz fin-
den, können zwei der bisherigen Personalhäuser veräussert werden. Aus dem Verkauf der 
Personalhäuser und des umliegenden Landes wird mit einem Erlös von rund CHF 20 Millio-
nen gerechnet, der den zehn Limmattaler Gemeinden und dem Kanton zu gute kommen 
wird. 
 
 
Optimale Flächennutzung und optimale Abläufe 
Die Konzeption mit drei Doppel-Pflegestationen ermöglicht eine optimale Flächennutzung. Im 
2. Obergeschoss befindet sich die Wochenbettabteilung in unmittelbarer Nähe zur Ge-
bärabteilung. Im 3. und 4. Obergeschoss des Neubaus sind Betten für Grundversicherte vor-
gesehen. Im 5. Obergeschoss stehen Betten für Zusatzversicherte in Ein- oder Zweibett-
zimmern zur Verfügung. Auf der allgemeinen Abteilung lassen sich Zweier- und Vierer-
zimmer realisieren. 
 
Das Konzept der Doppel-Pflegestationen auf jeweils einem Stockwerk erlaubt abteilungs-
übergreifendes Pooling der Pflegenden und einen adäquaten Einsatz aller Pflegeberufe, na-
mentlich der Fachangestellten Gesundheit. Diese werden im Spital Limmattal selber aus-
gebildet. Grösse, Anordnung und Infrastruktur der sechs Abteilungen sind gezielt auf effi-
ziente Arbeitsabläufe und günstigen Unterhalt ausgerichtet. Somit profitiert die Trägerschaft 
im Limmat- und Furttal von attraktiven Betriebskosten. 
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Kosten (Investitionskosten) 
Tabellarische Darstellung nach Spitalkontenplan (einstufig) inklusive Planungskredit 

KOSTENVORANSCHLAG 20. November 2006 
Preisstand April 2006: 111,9 Punkte (Basis 1.4.1998) Genauigkeit +/- 10 % 

SKP Bezeichnung    
0  Grundstück  0

1  Vorbereitungsarbeiten  12'091'000

2  Gebäude Betriebseinrichtung  113'701'000

3  Betriebseinrichtungen  in 2 enthalten 

4  Umgebung  2'762'000

5  Baunebenkosten  5'634'000

6  Reserve   5'500'000

7/8  Medizinsche Anlagen und Einrichtungen   8'824'000

9  Ausstattung  1'003'000

-  Honorare   in allen Pos. inkl.

Total inkl. MwSt.   149'515'000 

Davon sind CHF 1'000'000 bereits durch den Beschluss der Delegiertenversammlung vom 
25. Januar 2006 für den Planungskredit bewilligt und finanziert worden.  
 
Tabellarische Darstellung der Kosten pro Gemeinde (inklusive Planungskredit) 

 

 

 

Zahlen in 
CHF 1'000  

Kostenanteil 
gemäss Verteiler 

(Art. 31-33 der 
Statuten) 

in Prozent 

Brutto- 
Gemeinde- 

kosten- 
anteil 

davon kantonale 
Subventionierung 

(60 % der  
anrechenbaren 

Kosten) 

Netto- 
Gemeinde- 

kosten- 
anteil 

Aesch 1.20 1'788 1'073 715
Birmensdorf 5.63 8'424 5'054 3'369
Dietikon 21.11 31'564 18'938 12'626
Geroldswil 4.91 7'346 4'407 2'938
Oberengstringen 5.76 8'609 5'165 3'444
Oetwil a.d.L. 2.41 3'597 2'158 1'439
Schlieren 13.37 19'986 11'991 7'994
Unterengstringen 3.27 4'889 2'933 1'956
Urdorf 9.57 14'306 8'583 5'722
Weiningen 3.88 5'803 3'482 2'321
Boppelsen 1.30 1'947 1'168 779
Buchs 4.36 6'513 3'908 2'605
Dällikon 3.26 4'868 2'921 1'947
Dänikon 1.68 2'512 1'507 1'005
Hüttikon 0.54 810 486 324
Otelfingen 2.28 3'401 2'041 1'361
Regensdorf 15.49 23'152 13'891 9'261

Total 100.00 149'515 89'709 59'806
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Die Investitionskosten-Beiträge der Gemeinden erfolgen nach Massgabe des Ausfüh-
rungsplanungs- und Realisierungsfortschrittes in der maximalen Höhe des oben ausgewie-
senen Kostenschlüssels. Die Finanzierung dieser Investitionskostenanteile sowie dessen 
Abschreibung erfolgt im Zuständigkeits- und Verantwortungsbereich jeder einzelnen Ge-
meinde. 
 
 
Folgekosten und -erträge: wirtschaftlich vorteilhafte Lösung 
Bei der Optimalvariante ist mit jährlich geringeren Betriebskosten in der Höhe von 
CHF 3 Mio. und Mehrerträgen (durch mehr Zusatzversicherte gegenüber der Minimalvarian-
te) von CHF 600'000 gegenüber einer minimalen Sanierungsvariante zu rechnen. Bei einer 
Nutzungsdauer von 30 Jahren ist somit die zukunftsorientierte Optimalvariante gegenüber 
einer in jeder Hinsicht problematischen minimalen Sanierungsvariante auch wirtschaftlich 
vorteilhaft. 
 
 
Finanzierung 
Nach den Statuten des Spitalverbandes ist der Kredit durch die Trägergemeinden ange-
nommen, wenn eine Mehrheit der 17 Gemeinden und zwei der drei bevölkerungsmässig 
grössten Gemeinden (Dietikon, Regensdorf, Schlieren) zustimmen.  
 
Der Regierungsrat des Kantons Zürich entscheidet erst nach der Zustimmung der Gemein-
den über die Subventionierung in der Höhe von zur Zeit 60 % der Investitionskosten. Für den 
Entscheid des Kantons wird wichtig sein, wie die Gemeindebevölkerung zu ihrem Spital 
steht. Eine hohe Zustimmung zur baulichen Gesamterneuerung ist ein deutliches Zeichen 
der Gemeinden und für die Zukunft des Spital Limmattal von zentraler Bedeutung. 
 
 
Zeitplan 
Der Terminplan sieht folgende Eckdaten vor: 
 

2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015

1. Machbarkeitsstudie

2. Vorprojekt und Baukredit

3. Projektierung

4. Baubeginn

5. Bauende 

Bauprojekt Gesundheitszentrum Zürich West

 
 
 
Empfehlung der Delegiertenversammlung 
Die Delegiertenversammlung empfiehlt den zuständigen Organen der Gemeinden, der Vor-
lage zuzustimmen und den Baukredit von CHF 149'515’000 zur Gesamterneuerung des Spi-
tals Limmattal zu bewilligen. 
 
 
 
Schlussfolgerungen des Gemeinderates Dänikon 
Der Gemeinderat beantragt der Rechnungsprüfungskommission und den Stimmberechtigten, 
den vorliegenden Baukredit von CHF 149'515'000 zur Gesamterneuerung des Spitals Lim-
mattal, zu genehmigen. 
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6. Genehmigung eines Bruttokredites von CHF 582'000  
(Anteil Gemeinde Dänikon CHF 14'785.50) für das Projekt  
Erweiterung des Mehrzweckraumes des Zweckverbandes  
Bezirksspital Dielsdorf 

 
 
 
 
ANTRAG 
Die Gemeindeversammlung - gestützt auf den Antrag des Gemeinderates - in Anwendung 
von Artikel 16 Ziffer 14 der Gemeindeordnung beschliesst: 

1. Dem Antrag der Delegiertenversammlung des Zweckverbandes Bezirksspital Dielsdorf 
zur Erweiterung des Mehrzweckraumes mit einem Brutto-Baukredit in der Höhe von 
CHF 582'000 wird zugestimmt. 

2. Als Brutto-Kostenanteil der Politischen Gemeinde Dänikon wird zu Lasten der Investiti-
onsrechnung ein Objektkredit von CHF 14'785.50 genehmigt. 

3. Mitteilung durch Protokollauszug an: 
- Zweckverband Bezirksspital Dielsdorf, Breitestrasse 11, 8157 Dielsdorf 
- Rechnungsprüfungskommission Dänikon, Präsident Herrn René Nigg, Lettenring 12, 

8114 Dänikon 
- Gesundheitsvorstand Martina Koch  
- Finanzverwaltung Dänikon 
- Akten  

 
 
 
 
ABSCHIED DER RECHNUNGSPRÜFUNGSKOMMISSION 
Der Abschied der Rechnungsprüfungskommission Dänikon lag bei Redaktionsschluss noch 
nicht vor. Der Abschied kann bei der Aktenauflage in der Gemeindeverwaltung und im Inter-
net eingesehen werden. 

 
 
 
 
WEISUNG 
 
Ausgangslage: 
 
Am 16. November 2006 stimmte die Delegiertenversammlung des Bezirksspitals Dielsdorf 
dem Projekt zur Erweiterung des Mehrzweckraumes mit Baukosten von brutto CHF 582'000 
inkl. Mobiliar zu. Gleichzeitig beantragte sie den Verbandsgemeinden dem vorliegenden 
Bauprojekt ebenfalls zuzustimmen. 
 
Nach Art. 11 lit. c der Zweckverbandsvereinbarung vom 22. Juni 1988 sind die Verbandsge-
meinden für die Bewilligung neuer einmaliger Ausgaben zuständig, welche den Betrag von 
CHF 500'000 bei subventionsberechtigten Aufwendungen übersteigen. 
 
Die Zuständigkeit innerhalb der Gemeinden richtet sich nach dem auf die betreffende Ge-
meinde fallenden Kostenanteil. 
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Gemäss Kostenvoranschlag beträgt der Gemeindekostenanteil für Dänikon Brutto 
CHF 14'785.50. Dieser Betrag ist nicht im Voranschlag 2007 enthalten. Somit liegt nach 
Art. 16 Ziff. 13 der Gemeindeordnung Dänikon die Kompetenz bei der Gemeindeversamm-
lung. 
 
 
Projekt / Kosten 
Das Projekt sieht einen einfachen Rundbau als Anschluss an den bestehenden Erweite-
rungsbau aus dem Jahre 2001 vor. Der Rundbau ist rundherum verglast und bietet den Be-
suchern und den Bewohnern auch bei schlechtem Wetter einen herrlichen Ausblick in die 
Natur. Mit dem Erweiterungsbau soll auch der bisher ungenügenden Lösung eines separaten 
Eingangs vom Park her Rechnung getragen werden. Der Rundbau bietet die Möglichkeit 
einer Unterteilung für die verschiedenen Bedürfnisse und Nutzungsmöglichkeiten mittels 
Schiebetrennwänden. 
 
Es wird gemäss Kostenvoranschlag vom August 2006 mit Erstellungskosten von 
CHF 492'000 gerechnet. Die Ausstattung wird ca. CHF 90'000 betragen. Somit betragen die 
Totalkosten CHF 582'000. 
 
Der Gesundheitsdirektion des Kantons Zürich wird das Projekt zur Subventionierung ange-
meldet. Bei einer positiven Beurteilung kann mit einem Staatsbeitrag in der Höhe von 20 % 
bzw. CHF 116'400 gerechnet werden. 
 
Als Folgekosten einer baulichen Erweiterung ist insbesondere der künftige bauliche Unterhalt 
(erfahrungsgemäss ca. ab 15. Jahr) zu bezeichnen. Als laufende, jährlich wiederkehrende 
Kosten sind die Reinigungskosten, die laufende Amortisation und Verzinsung zu nennen. 
Zieht man als Vergleich die jährlich wiederkehrenden Folgekosten für den Erweiterungsbau 
Giardino aus dem Jahre 2001 bei, kann man davon ausgehen, dass die Folgekosten sehr 
gering sind. Bisher mussten noch keine Unterhaltsarbeiten getätigt werden. 
 
 
Begründung des Erweiterungsbaues mit Bedarfsanalyse 

• Der jetzige Mehrzweckraum ist viel zu klein für die Grösse des heutigen Krankenheims. 
Im Zusammenhang mit der Gesamtsanierung stehen heute 175 Krankenheimplätze zur 
Verfügung (vor Gesamtsanierung 98). 

• Es fehlt ein Speisesaal für die Bewohner. 

• Es fehlt ein multifunktionaler Raum, zum Beispiel für die Ergotherapie und die Bewe-
gungstherapie. 

• Platzbedarf: Nach der Umnutzung des ehemaligen Akutbereiches für die Altersbetreuung 
und der damit verbundenen Pflegebettenerhöhung (inklusive Pflegewohnungen Bürgli) 
von 98 auf 175 Pflegebetten ist der im Jahre 1984 erstellte Mehrzweckraum zu klein, um 
allen Bewohnerinnen und Bewohnern für Veranstaltungen Platz zu bieten. Immer mehr 
Bewohner benutzen einen Rollstuhl, was den Platzbedarf erhöht. Bei Festanlässen finden 
die Bewohner mit dem notwendigen Personal nicht Platz im Mehrzwecksaal. 

• Im Krankenheim hat sich die Zusammensetzung der Patienten verändert. Immer mehr 
kommen Pflegenotfälle und Patienten der Überbrückungspflege ins Krankenheim. Diese 
Patienten kommen aus dem Akutspital und verbringen bei uns eine Überbrückungszeit, 
während der sie auf die Möglichkeit eines Wohnens zu Hause oder in einem Altersheim 
vorbereitet und therapiert werden. Diese Patienten benötigen eine andere Infrastruktur. 
Insbesondere möchten diese Patienten einen Mittagstisch haben, sich an einem Buffet 
bedienen, wie wir das aus den Altersheimen (Speisesaal) kennen. Es gibt zurzeit im Hau-
se keine Möglichkeit eines entsprechenden Angebotes.  

• Weiter benötigen diese Patienten unbedingt therapeutische Begleitung durch eine 
Ergotherapeutin. Es fehlen entsprechende Therapieräume.  
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• Es werden heute Vorträge für die Öffentlichkeit angeboten. Der Mehrzwecksaal ist für 
diese Vorträge zu klein. 

• Künftig müssen Raucher- und Nichtraucherzonen geschaffen werden. Mit dem geplanten 
Erweiterungsbau soll eine räumliche Trennung von Rauchern und Nichtrauchern möglich 
werden. Im jetzigen Gebäude können keine Räume ausgeschieden werden. 

• Das Restaurant Giardino verzeichnet hervorragende Umsätze und wirft jährliche Gewinne 
ab. Das Restaurant erwirtschaftet einen jährlichen Ertragsüberschuss von über 
CHF 305'000. Wegen der grossen Anzahl der externen Gäste am Mittag ist das heutige 
Platzangebot im Restaurant zu klein. Um einer Abwanderung von Gästen entgegenzuwir-
ken, wäre es sehr wichtig, sofort zu handeln und ein erweitertes Platzangebot zu schaf-
fen. Über Mittag könnten diese Gäste im erweiterten Mehrzweckraum ihre Mahlzeiten und 
Konsumationen einnehmen. 

• Die Bewohner sind durch den Besuch der auswärtigen Gäste besser am Leben „draus-
sen“ integriert, was sich positiv auf deren Allgemeinzustand auswirkt. 

• Die zunehmende Nachfrage nach Cateringanlässen im Spital Dielsdorf (in Ermangelung 
von passenden Angeboten in der Umgebung) bringt zusätzliche Erträge. Der Mehrzweck-
raum ist wegen der schlechten Lüftung und der fehlenden Fenster ungenügend für Ban-
kette für Firmen und Private. Diese Bankette sollen im neu geplanten Erweiterungsbau 
angeboten werden. 

• Infolge der Mehrfachnutzung des multifunktionalen Raumes können wesentliche Mehrer-
träge generiert werden. In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass der im 
Jahre 2001 erstellte Erweiterungsbau des Restaurants Giardino mit dem gesteigerten 
Umsatz aus dem Restaurationsgeschäft und dem Bankettwesen innert drei Jahren voll 
amortisiert werden konnte. Die Profitstation Restaurant Giardino (Ertragsüberschuss 
CHF 305'000) sowie die zahlreichen Bankette (Ertragsüberschuss CHF 380'000), welche 
im Spital durchgeführt werden, bringen den Gemeinden des Zweckverbandes jährliche Er-
tragsüberschüsse in der Höhe von insgesamt CHF 685'000. 

• Mit der Erstellung des Erweiterungsbaus Mehrzweckraum könnten gemäss der oben be-
schriebenen multifunktionalen Nutzung künftige jährliche Mehrerträge generiert werden. 
Man kann darum in diesem Zusammenhang mit einer Refinanzierung rechnen, welche die 
Investition innert kürzester Zeit (zwei Jahre) amortisiert. 

 
Der Bedarf ist ausgewiesen und der Erweiterungsbau sollte möglichst schnell zur Verfügung 
stehen. 
 
 
Antrag der Delegiertenversammlung 
Die Delegiertenversammlung beantragt den zuständigen Instanzen der Zweckverbandsge-
meinden: 

1. Genehmigung des Bauprojektes „Erweiterung Mehrzweckraum“ vom August 2006. 

2. Genehmigung des Kredites „Erweiterung Mehrzweckraum“ im Betrag von brutto 
CHF 582'000 (inkl. Mobiliar) gemäss Kostenvoranschlag vom August 2006.  

 
 
 
Schlussfolgerungen des Gemeinderates Dänikon 
Der Gemeinderat beantragt der Rechnungsprüfungskommission und den Stimmberechtigten, 
den vorliegenden Baukredit von CHF 582’000 zur Erweiterung des Mehrzweckraumes, zu 
genehmigen. 
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7. Genehmigung eines Bruttokredites von CHF 5'360’000 (Anteil 
Gemeinde Dänikon CHF 136’169.20) für das Projekt Neubau  
Geriatrische Tages- und Nachtklinik und Pflegewohngruppen 
für Demenzkranke („Projekt Park“) im Kranken- und Pflegeheim 
Spital Dielsdorf des Zweckverbandes Bezirksspital Dielsdorf 

 
 
ANTRAG 
Die Gemeindeversammlung - gestützt auf den Antrag des Gemeinderates - in Anwendung 
von Artikel 16 Ziffer 14 der Gemeindeordnung beschliesst: 

1. Dem Antrag der Delegiertenversammlung des Zweckverbandes Bezirksspital Dielsdorf 
zur Genehmigung des Bauprojektes Park „Erstellung eines Neubaus für die Geriatrische 
Tages- und Nachtklinik und von Pflegewohngruppen für Demenzkranke“ wird zuge-
stimmt. 

2. Der dafür notwendige Bruttokredit, in der Höhe von CHF 5’360’000 (Brutto Anteil Politi-
sche Gemeinde Dänikon gemäss Verteilschlüssel CHF 136’169.20), wird genehmigt.  

3. Es wird zur Kenntnis genommen, dass der voraussichtliche Subventionsanteil der Ge-
sundheitsdirektion von 20%, CHF 1’072’000 betragen wird. 

4. Die Gemeindversammlung erteilt die Zustimmung zur folgenden Finanzierung des Pro-
jektes:  

a) Verwendung Nettoertrag Landverkauf an Schulheim für cerebral-Gelähmte (Ge-
meindeversammlungsbeschlüsse Juni 2006) von netto CHF 1’529’000. 

b) Verwendung voraussichtlicher Finanzierungsüberschuss der Gesamtsanierung 
2001 von CHF 1’757’000. 

c) Verkauf von 2’675 m2 Land an der Südstrasse, Dielsdorf, Parzelle 1’894. Verkauf an 
den Meistbietenden (Mindestpreis CHF 600, unerschlossen). Mutmasslicher Netto-
verkaufserlös von CHF 1’335’000 (Brutto CHF 1'605’000 abzüglich voraussichtlicher 
Grundstückgewinnsteuern von CHF 270’000).  

 Die Betriebskommission wird mit dem Verkauf beauftragt, vorbehältlich Landver-
kaufzustimmung durch die Zweckverbandsgemeinden. 

d) Ein allfälliger Finanzierungsüberschuss fällt an die Gemeinden des Zweckverban-
des. 

5. Mitteilung durch Protokollauszug an: 
- Zweckverband Bezirksspital Dielsdorf, Breitestrasse 11, 8157 Dielsdorf 
- Rechnungsprüfungskommission Dänikon, Präsident Herrn René Nigg, Lettenring 12, 

8114 Dänikon 
- Gesundheitsvorstand Martina Koch  
- Finanzverwaltung Dänikon 
- Akten  

 
 
ABSCHIED DER RECHNUNGSPRÜFUNGSKOMMISSION 
Der Abschied der Rechnungsprüfungskommission Dänikon lag bei Redaktionsschluss noch 
nicht vor. Der Abschied kann bei der Aktenauflage in der Gemeindeverwaltung und im Inter-
net eingesehen werden. 
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WEISUNG 
 
Ausgangslage: 
Am 9. Februar 2006 sprach die Delegiertenversammlung (DV) über einen Kredit zur Projek-
tierung eines Neubaus der Geriatrischen Tages- und Nachtklinik und von weiteren Pflege-
plätzen für Demenzkranke. Am 8. März 2007 stimmte die Delegiertenversammlung des Be-
zirksspitals Dielsdorf dem Kredit von Brutto CHF 5'360’000 für das „Projekt Park“ zu. Gleich-
zeitig beantragte sie den Verbandsgemeinden dem vorliegenden Bauprojekt ebenfalls zuzu-
stimmen.  
 
Nach Art. 11 lit. c der Zweckverbandsvereinbarung vom 22. Juni 1988 sind die Verbandsge-
meinden für die Bewilligung neuer einmaliger Ausgaben zuständig, welche den Betrag von 
CHF 500’000 bei subventionsberechtigten Aufwendungen übersteigen. 
 
Gemäss Kostenvoranschlag beträgt der Gemeindekostenanteil für Dänikon Brutto 
CHF 136'169.20. Dieser Betrag ist nicht im Voranschlag 2007 enthalten. Somit liegt nach 
Art. 16 Ziff. 13 der Gemeindeordnung Dänikon die Kompetenz zur Genehmigung des Bau-
kredites bei der Gemeindeversammlung. 
 
 
Projekt / Kosten 
Heute stehen im Krankenheim keine freien Betten mehr für demenzkranke Menschen zur 
Verfügung. Es besteht eine Warteliste. Aufnahmegesuche müssen abgewiesen werden oder 
diese Patienten verbleiben sehr lange in der Aufnahmestation oder in der Geriatrischen Ta-
ges- und Nachtklinik (GTNK).  
 
Das Angebot der GTNK entlastet die Angehörigen von der Pflege zu Hause und verzögert 
den Heimeintritt. Somit ist dieses Angebot gesundheitspolitisch sehr wertvoll und senkt die 
Kosten im Bereich Altersbetreuung und Langzeitpflege. Die Nachfrage nach Plätzen in der 
GTNK steigt. Aus räumlichen Gründen können längst nicht alle Aufnahmegesuche berück-
sichtigt werden. Zudem verbleiben Patienten, welche ins Krankenheim eintreten möchten, 
auf der GTNK, weil im Krankenheim kein Platz angeboten werden kann. Weil im Kranken-
heim keine Aufnahmen mehr möglich sind entsteht ein Rückstau auch in den Akutspitälern 
an Patienten, welche in die Langzeitpflege verlegt werden sollten. An diesen Kosten der 
Akutspitäler partizipieren wiederum die Gemeinden. 
 
Die demographische Entwicklung (Grundlage verschiedene Studien sowie Statistisches 
Jahrbuch des Kantons Zürich) zeigt auf, dass der Anteil der älteren Bevölkerung in den 
nächsten 10 Jahren sehr stark zunehmen wird. Der Anteil der über 65-jährigen Menschen 
liegt heute bei rund 15%. In den nächsten 15 Jahren wird dieser Anteil auf rund 20% steigen. 
Für das Zürcher Unterland rechnet die Gesundheitsdirektion des Kantons Zürich (GD) mit 
einem weiteren Bettenbedarf in der Langzeitpflege von rund 200 Pflegebetten.  
 
Spitalleitung und Betriebskommission des Spitals Dielsdorf nehmen diese Prognosen zur 
Kenntnis, beurteilen jedoch den künftigen Bedarf vorsichtiger. Sowohl die weitere demogra-
phische Entwicklung wie auch allfällige künftige Therapiemöglichkeiten für Alzheimererkran-
kungen können den künftigen Bedarf an Pflegebetten beeinflussen. Es ist absehbar, dass 
die künftige ältere Bevölkerung neue Wohnmöglichkeiten im Alter sucht und es wäre diesbe-
züglich sicherlich auch zweckmässig, diese unter Umständen dezentral in einzelnen Ge-
meinden mittels Pflegewohnungen zu realisieren, allenfalls betrieben durch den Zweckver-
band. Am Standort Dielsdorf soll das Geriatrische Kompetenzzentrum für Langzeitpflege mit 
Schwerpunkt Überbrückungspflege, Pflege und Betreuung von Demenzkranken, Geriatrische 
Tages- und Nachtklinik mit Krisenintervention und für Pflegenotfälle betrieben werden. Nur in 
diesem Bereich sind die notwendigen Kapazitäten sicherzustellen. Kurz: alle kostenintensi-
ven und personalintensiven Bereiche der Akutgeriatrie und der Langzeitpflege, welche be-
sondere Einrichtungen oder besondere fachliche Kompetenz verlangen. 
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Die Führung einer Geriatrischen Tages- und Nachtklinik ist gesellschaftspolitisch sehr wert-
voll, kann aber auf Grund der hohen Kosten nicht von einzelnen Gemeinden angeboten wer-
den. Daher macht es Sinn, den Neubau der Geriatrischen Tages- und Nachtklinik unter Nut-
zung der vorhandenen Synergien, am Standort des Krankenheims Dielsdorf zu erstellen. 
Das Bild des Krankenheims hat sich verändert. Zunehmend sind Entritte von Pflegenotfällen 
in die Krisenintervention und die Geriatrische Tages- und Nachtklinik zu verzeichnen. Weil 
keine freien Betten für Demenzkranke mehr zur Verfügung stehen und die GTNK in Zukunft 
eine noch grössere Nachfrage erfahren wird, sich aber am jetzigen Standort nicht mehr wei-
terentwickeln kann, soll die GTNK deshalb verlegt und erweitert werden. Die Abweisung von 
Patienten darf in der GTNK nicht zur Gewohnheit werden. 
 
Die Geriatrische Tages- und Nachtklinik und die Aufnahmestation wie auch die Kriseninter-
vention befinden sich beide im 1. Stock des Krankenheims. Auf beiden Abteilungen werden 
demenzkranke Patienten und nicht demente Patienten betreut. Diese Durchmischung führt 
zu Problemen. Insbesondere Patienten der Überbrückungspflege, welche aus dem Akutspital 
verlegt werden und auf einen Rehabilitationsplatz in eine Reha-Klinik warten, sind bei uns 
Selbstzahler (CHF 165.-- bis  CHF 205.--/Tag). Sie fühlen sich wegen der Durchmischung 
der Station mit Demenzkranken sehr unwohl. Nach dem Austritt erinnern sie sich nicht im 
positiven Sinne an den Aufenthalt im Krankenheim Dielsdorf. Zudem ist die gezielte Therapie 
zur Förderung der Selbständigkeit (Entlassung nach Hause) unter diesen Bedingungen er-
schwert.  
 
Mit einem Neubau der Geriatrischen Tages- und Nachtklinik können verschiedene Probleme 
gelöst werden: 

• Mit dem Neubau der Geriatrischen Tages- und Nachtklinik können gemäss der grossen 
Nachfrage mehr Plätze für die Tages- und Nachtbetreuung zur Verfügung gestellt werden. 

• Mit der Auslagerung der Geriatrischen Tages- und Nachtklinik stehen im Krankenheim 
20 Pflegebetten (einer Abteilung) mehr zur Verfügung. Damit kann auf die bestehende 
Warteliste reagiert werden und für die nächste Zukunft sind genügend Langzeitpflegeplät-
ze gesichert. 

• Da zur Zeit für Demenzkranke keine freien Betten mehr zur Verfügung stehen, kann mit 
der Realisierung der Pflegewohnungen im Neubau Platz geschaffen werden für demenz-
kranke Patienten. 

• Mit dem Neubau können die bestehenden betrieblichen und organisatorischen Probleme 
gelöst und damit auch die Pflegequalität und der Komfort gesteigert werden. 

• Mit der Erhöhung der Bettenzahl im Krankenheim und in der Geriatrischen Tages- und 
Nachtklinik konnten mit der besseren Nutzung der vorhandenen Synergien die Kosten 
(Betriebsdefizit) pro Pflegetag wesentlich gesenkt werden. Diese Tendenz ist mit dem 
Neubau der Geriatrischen Tages- und Nachtklinik und der Erstellung weiterer 12 bis 
15 Plätzen für Demenzkranke auch für die weiteren Jahre zu erwarten. Nach der Erstel-
lung der Geriatrischen Tages- und Nachtklinik werden im Krankenheim Dielsdorf 240 bis 
250 Patienten der Langzeitpflege betreut. 

 
 
Projekt 
Als zur Zeit letzte geplante bauliche Entwicklung am Standort des Krankenheims Dielsdorf, 
sieht das Projekt einen zweistöckigen Bau auf dem Fundament der geschützten Operations-
stelle im Park des Krankenheims Spital Dielsdorf vor. Auf Grund der Geländetopographie 
verfügen beide Stockwerke über einen eigenen Zugang und einen umschlossenen eigenen 
Garten. Diese abgeschlossenen Gartenanlagen sind sehr wichtig, weil die demenzkranken 
Menschen einen sehr hohen Bewegungsdrang haben. Im Erdgeschoss sind die Pflege-
wohngruppen für 12 bis 15 Demenzkranke vorgesehen. Im Obergeschoss ist mit einem 
ebenerdigen Zugang die Geriatrische Tages- und Nachtklinik mit rund 40 Betreuungsplätzen 
geplant (In der Geriatrischen Tages- und Nachtklinik leiden 80 % der Patienten an einer De-
menz). Der Bau ist äusserst einfach gehalten und mittels Trennwänden multifunktional nutz-
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bar und auf die Bedürfnisse in der Altersbetreuung der nächsten Jahre ausgelegt. In der un-
mittelbaren Umgebung sollen zudem rund 35 dringend benötigte Parkplätze für das Kranken-
heim realisiert werden. 
 
 
Kosten  
Die Baukosten gemäss Kostenvoranschlag belaufen sich auf CHF 5'360’000 (Anteil der Poli-
tischen Gemeinde Dänikon gemäss Verteilschlüssel CHF 136’169.20). 
 
Das Projekt Neubau Geriatrische Tages- und Nachtklinik ist der Gesundheitsdirektion des 
Kantons Zürich zur Subventionierung angemeldet. Es ist ein Staatsbeitrag in der Höhe von 
20%, CHF 1’072’000 zu erwarten. 
 
 
Finanzierung 
Mit der Verwendung des von den Verbandsgemeinden bereits beschlossenen Erlöses aus 
dem Landverkauf an die Stiftung Schulheim für cerebral Gelähmte, weiterem nicht mehr be-
nötigten Reserveland und dem voraussichtlichen Nettoüberschuss aus der Gesamtsanierung 
2001 könnten die Gemeinden des Zweckverbandes spürbar entlastet werden.   
 
Bruttokredit   CHF 5’360’000 

Voraussichtlicher Nettoüberschuss Landverkäufe aus 
Finanzierung für Gesamtsanierung 2001* CHF 1’757’000   

Nettoertrag aus dem Landverkauf an das Schulheim für 
cerebral Gelähmte * CHF 1’529’000   

Nettoertrag aus dem Landverkauf Südstrasse ** CHF 1’335’000   

Voraussichtlicher Staatsbeitrag CHF 1’072’000   

Total geplante Erlöse   CHF 5’693’000 

Voraussichtlicher Überschuss zu Gunsten der Verbands-
gemeinden 

  CHF 333’000 

 
*   Die Zweckverbandsgemeinden müssen einer solchen Verwendung noch zustimmen. 
**  Beschluss zum Landverkauf liegt noch nicht vor. 
 
 
 
 
Antrag der Delegiertenversammlung 
Die Delegiertenversammlung beantragt den zuständigen Instanzen der Zweckverbandsge-
meinden: 

1. Genehmigung des Bauprojektes Park „Erstellung eines Neubaus für die Geriatrische 
Tages- und Nachtklinik und von Pflegewohngruppen für Demenzkranke“. 

2. Genehmigung des Kredites in der Höhe von brutto CHF 5’360’000 (Anteil Gemeinde 
gemäss Verteilschlüssel), Subventionsanteil der Gesundheitsdirektion des Kantons Zü-
rich von 20%, CHF 1’072’000. 

3. Zustimmung zur Finanzierung:  

a) Verwendung Nettoertrag Landverkauf an Schulheim für cerebral-Gelähmte (Ge-
meindeversammlungsbeschlüsse Juni 2006) von netto CHF 1’529’000. 

b) Verwendung Finanzierungsüberschuss Gesamtsanierung 2001 von CHF 1'757’000. 
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c) Verkauf von 2’675 m2 Land an der Südstrasse, Dielsdorf, Parzelle 1894. Verkauf an 
den Meistbietenden (Mindestpreis CHF 600, unerschlossen). Mutmasslicher Netto-
verkaufserlös von CHF 1'335’000 (Brutto CHF 1'605’000 abzüglich voraussichtlicher 
Grundstückgewinnsteuern von CHF 270’000).  

 Die Betriebskommission wird mit dem Verkauf beauftragt, vorbehältlich Landver-
kaufzustimmung durch die Zweckverbandsgemeinden. 

d) Ein allfälliger Finanzierungsüberschuss fällt an die Gemeinden des Zweckverban-
des. 

 
 
 
 
Schlussfolgerungen des Gemeinderates Dänikon 
Der Gemeinderat beantragt der Rechnungsprüfungskommission und den Stimmberechtigten, 
dem vorliegenden Projekt Neubau Geriatrische Tages- und Nachtklinik und Pflegewohn-
gruppen für Demenzkranke („Projekt Park“) im Kranken- und Pflegeheim Spital Dielsdorf, zu 
zustimmen und den dafür notwendigen Brutto-Baukredit von CHF 5'360’000 zu bewilligen. 
 
 
 
 
 
 
 




